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lksſti
Organ der Sozialdemokratiſchen Partei
in Halle und ſämtlichen Kreiſen im Vegierungsbezirk Merſeburg.
Erſcheint mit der SonntagsUnterhaltungsbeilage Der Geſellſchafter“

jeden Werktag nachmittag.

Holle, Montag den 33. Juni 1920

Ein Jahr Frieden.
28. Juni 1919 bis 28. Juni 1920.

Von Dr. Werner Peiſer.
Vor einem Jahre, nachmittags 3 Uhr 12 Minuten,

unterzeichneten im Spiegelſaal zu Verſailles die Reichs-
miniſter Hermann Müller und Dr. Bell als den

riedensvertrag. Hierauf unterſchrieben der Reihe nach
ie Delegierten der alliierten und aſſoziierten Mächte.

Kurz vor 4 Uhr war der Akt bendet. Clemenceau hob
die Sitzung mit der Erklärung auf, der Frieden ſei ge-
ſchloſſen.

In dieſen kurzen und nüchternen Worten, mit denen
vor einem Jahr die Tatſache der Friedensunterzeichnung
der r. Menſchheit mitgeteilt wurde, liegt eine
Tatſache enthalten, wie ſie ſchwerer wohl kaum jemals
über ein Volk hereingebrochen iſt, das Jahr, das zwiſchen
jenem denkwürdigen Augenblick und heute liegt, iſt über-
reich an Geſchehniſſen bemerkenswerter Art und doch
laſſen ſich alle außer wie innerpolitiſchen Ereigniſſe auf
die 44 Jahre des Weltkriegs, der mit der Friedens-
unterzeichnung in Verſailles ſeinen formellen Abſchluß
fand, zurückführen.

Was in den vergangenen 365 Tagen geſchehen iſt,
würde genügen, um ganze Generationen mit ſchickſals-
ſchwerem Geſchehen zu bedenken. Daß das deutſche Volk
überhaupt imſtande war, es noch ſo zu ertragen, wie
es tatſächlich geſchehen iſt, iſt ein Zeichen ſeiner inneren
Stärke und Unbeſiegbarkeit.

Heute die Frage aufzuwerfen, ob bei einer Ab-
W der Unterzeichnung des Friedensdiktates die
Lage eine beſſere geworden wäre, iſt müßig. Die Er-
eigniſſe dürften gezeigt haben, daß der damals von der

der richtige T Die
ung hätte Ung in den Koentet und in

dieſem Sinne ſchrieb der „Vorwärts“ am 26. Juni 1919:
„Auch die Anhänger der Unterzeichnung ſind

himmelweit von jubelnder Freude darüber entfernt,
daß ihre Anſicht durchgedrungen iſt. Sie wiſſen gut
enug, was dieſer Frieden für das deutſche Volk be-
eutet. Aber ein Gefühl der Beruhigung wird durch

das ganze Volk gehen, daß die unüberſehbaren Schreck-
niſſe und Leiden, die eine Ablehnung heraufbeſchworen
hätten, nun r ſind. Die Hoffnung auf einen
wenn auch noch ſo mühſeligen und langſamen Aufſtieg
aus tiefſtem Elend dämmert auf, weil wenigſtens doch
der Friede da iſt.“

Beide Empfindungen, die in dieſen Worten ausge
ſprochen worden ſind, Reſignation wie die Hoffnung,
haben durch den Verlauf der Tatſachen ihre Beſtätigung
b Wie damals ſo iſt auch heute noch zum Jubel
ein Anlaß, und doch wenn man heute nach einem

Jahr feſtſtellen kann, daß der Weg nicht weiter in den
Abgrund, ſondern, wenn auch ganz leiſe nur, aufwärts

führte, ſo liegt hierin die Rechtfertigung des in jenen
Zeilen ausgeſprochenen Hoffens.

Die Skepſis, die damals bei Anhängern wie Gegnern
der Friedensunterzeichnung herrſchte, war nur zu be-
rechtigt. Deshalb ſuchte man ſich das heute in die
Erinnerung t r dürfte nicht ganz unange-
bracht erſcheinen durch einen letzten Proteſt noch einen
Ausweg aus dem Unglück zu bahnen. Daß diefer Proteſt
zwecklos war, war von vorherein vorauszuſehen, und
ſo waren die von tiefſter Not zeugenden Worte, die der
„Vorwärts“ am Montag, den 28. Juni, abends, ſchrieb,
gerade wegen ſeiner Bitterkeit nur zu berechtigt:

Hätte man ſich den letzten Proteſt erſpart, ſo wäre
vor der Welt noch klarer geworden, daß dieſe Unter-
chnung eine Unterzeichnung mit geſchloſſenen Augen
ſt. Wir unterzeichnen wie ein Mann, dem ein Er

preſſer mit vorgehaltenem Revolver einen Wechſel zur
Unterſchrift vorlegt. Es hat gar keinen Zweck für
dieſen Mann, ſich erſt davon zu überzeugen, ob dieſer
Wechſel über Millionen, Milliarden oder Trillionen
lautet, wenn er weiß, daß er für die beſcheidenſte Ein
wendung gegen die Höhe der Erpreſſung über den
Haufen geſchoſſen wird. Nur um dem deutſchen Volk
ein ähnliches Schickſal zu erſparen, ſoll der Frieden
unterzeichnet werden.“

Wir haben den Sprung gewagt. Wir können nicht
ſagen, daß er u aber auch uicht, daß er gelungen
iſt. Nur ſoviel können wir feſtſtellen: der Springer
lebt, und das iſt unter den gegebenen Verhältniſſen das

te, was überhaupt erwartet werden konnte.
In dem, was das deutſche Volk ſeit dem 28. Juni

vorigen Jahres an inneren und äußeren Schickſals-
an zu erdulden hatte, liegt eine tiefe und große

ragik. Nichts, was überhaupt einem beſiegten Volk
auferlegt werden konte, blieb ihm erſpart, und auch
eute t es mühſam nach dem Weg, der in die Höhe

rt. Die Tragi wird erhöht, wenn man eutemuß, daß dem äußeren Feinde der er t

ausge en bleibt.

l uns. Aber in di

Der Reichspräſident hat folgendes Schreiben an den
Reichskanzler gerichtet:

„Nach g2 des Geſetzes des Reichspräſidenten vom
4. Mai 1920 (Reichsgeſetzblatt S. 849) hat der Reichstag
den Tag für die Präſidentenwahl zu beſtimmen. Jch
bitte Sie, Herr Reichskanzler, veranlaſſen zu wollen, daß
der Reichstag den Wahltag alsbald beſtimmt.“

Indem der Reichspräſident auf baldige Neuwahl hin
drängt, erweiſt er ſich als Hüter nicht nur des Wort-
lauts, ſondern auch des Sinnes der Verfa un Die
Verfaſſung gibt dem Volk das Recht, den Reichspräſi
denten ſelbſt zu wählen, und Ebert, der bekanntlich von
der Nationalverſammlung gewählt iſt, wünſcht, daß dem
Volk dieſes Recht keinen Augenblick vorenthalten wird.

Jndes, iſt die Neuwahl jetzt verfaſſungsmäßig mög-
lich? Die Verfaſſung beſtimmt ausdrücklich, daß die
Wahl des Reichspräſidenten vom ganzen Volke vorge-
nommen wird; es ſteht aber in dieſem noch
nicht feſt, welche Realität ſich mit dieſem Begriff ver-
bindet, da die Grenzen des Reichs und damit der Volks-

emeinſchaft noch nicht feſtſtehen. Die Bevölkerung der
m gene kann von der Wahl des Präſidenten,

die für ſieben Jahre erfolgt, nicht ausgeſchloſſen werden.
Es wird daher kaum zu vermeiden ſein, die Wahl ſo
lange aufzuſchieben, bis die Abſtimmungen und end-
gültigen Grenzfeſtſetzungen erfolgt ſind. Eine Aus-
nahme macht nur das Saarrevier, däs ja erſt nach 15
hen abſtimmungsberechtigt wird, in den nächſten
ieben Jahren alſo vom Mitbeſtimmungsrecht auf alle

n in den ietenwird alſo aller Wahtſhengrei nach die Präfſdenten
frage akut werden. Dann wird die Partei zu entſcheiden
haben, wen ſie als Kandidaten präſentieren will, und
wir zweifeln nicht daran, daß der Genoſſe Ebert, trotz
ſeines Wunſches, vom höchſten Sorgenſtuhl der Republik
bald möglichſt fortzukommen, die Pflichten übernehmen
wird, die ſie ihm auferlegt.

Die erſte Kabinettsſitzung.

Berlin, 26. Juni. WTV. meldet uns: Heute
nachmittag 4 Uhr fand die erſte Sitzung des neuen
Kabinetts ſtatt. Zunächſt leiſtete der Reichskanzler und
die in die Regierung eingetretenen Miniſter den Eid
auf die Verfaſſung. Darauf wurde unverzüglich in die
Erörterung des neuen Programms der Regierung ein
getreten, über das volle Uebereinſtimmung erzielt
wurde.

Die zweite Sitzung.

Berlin, 28. Juni. Die zweite heutige Sitzung
das Reichstages ſoll ausſchließlich der Ausſprache über
die in der erſten Sitzung abzugebende Erklärung des
neuen Kabinetts dienen, und zwar werden an dieſem
Tage nur die Redner der ſozialdemokratiſchen Parteien

53 „jf[f r
dierte. Gewiß ſoll den Radauelementen von der linken
Seite nicht vergeſſen werden, was ſie, namentlich im
Winter, getan haben, um die deutſche Wirtſchaft völlig
zu zertrümmern. Weit größer aber iſt das Verbrechen
unſerer Alldeutſchen, die bis in dieſe Tage, bis in dieſe
Stunde hinein, ſich mühten und mühen, dem Volk zu
nehmen, was des Volkes iſt. Noch hat ſich die Erkennt-
nis nicht in dem erforderlichen Maßſtab Bahn gebrochen,
daß dieſelben Kreiſe, die das Volk ſkrupel- und gewiſſen-
los 416 Jahre lang zur Schlachtbank führten, heute
durch ihr militariſtiſches Auftreten und ihren geiſtloſen
Appell an die Gewalt des Säbels und des Maſchinen-
gewehrs uns täglich aufs neue Repreſſalien unſerer ehe-
maligen Gegner ausſetzen. Das Wahlergebnis vom
6. Juni hat vielmehr gezeigt, daß ein großer Teil der
deutſchen Wähler, in begreiflicher Verbitterung über
die traurigen Zuſtände in der Republik verblendet, ihre
Stimme denen gaben, die zwar viel verſprechen, es zuhalten aber nicht imſtande ſind. Dieſelben Parteien,
die Deutſchnationalen wie die Deutſche Volkspartei, er
klärten ſich, nachdem ſie die Sozialdemokratie mit allen
nur erdenklichen Schmutzkübeln übergoſſen habenaußerſtande, ſelbſt eine Regierung zu übernehmen, weit
ſie wiſſen, daß in der Arbeiterrepublik eine Regierung
gen die Arbeiter nicht mehr möglich iſt. Dieſelben

eute aber ſind es, die am lauteſten nach einer Ab-
lehnung der Friedensunterzeichnung riefen und damit
Deutſchland neuen inner- und außerpolitiſchen Ver
wicklungen auszuliefern ſuchten.

Zum Jubeln iſt heute nach einem
kein Anla er und ernſt liegt

wieJahr, agt,die vor
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Ebert verlangt Neuwahl
ſpre n. Am Mittwoch kommen die anderen zu Worte.

r „L.-A.“ hört außerdem, es ſei nunmehr mit
Beſtimmtheit damit zu rechnen, daß der Zentrumsabge
ordnete Dr. Braun ſein Einverſtändnis erkläre, den
Poſten des Reichsarbeitsminiſters anzunehmen.

Wieder Gewalttaten in Oberſchleſien.

Kattowitz, 27. Jnni. Jn Rainsdorf bei Koſel(Ober-Schleſien) überfiel geſtern Abend, wie die „Ober
ſchleſiſche Morgenzeitung“ meldet, eine bewaffnete Bande
Polen den Ortsverein heimatstrener Oberſchleſier. Ein
Einwohner, der ſoeben zum 2. Vorſitzenden gewählt
worden war, wurde durch einen Schuß ſofort getötet,
ein weiterer Einwohner, der zum Beiſitzenden gewählt
worden war, wurde ſo ſchwer verletzt, daß an ſeinem
Aufkommen gezweifelt wird. Drei weitere Perſonen
wurden ebenfalls ſchwer verletzt. Aus verſchiedenen
Anzeichen geht glatt hervor, daß der Ueberfall organiſtert
worden war.

2000 Gefangene ertrunken.

Ueber den Untergang eines Gefangenentransportes
wird der „D. A. Z.“ aus Helſingfors geſtern gemeldet:
Ein bolkſchewiſtiſcher Kriegstransportdampfer von 8000
Tontten ſank am 6. Juni in der Newa. An Bord be-
fanden ſich 2000 finniſche, öſterreichiſche und engliſche
Kriegsgefangene, die aus Rußland abtransportiert
werden ſollten. Sie ſind ſämtlich ertrunken. Der „L.-A.“
will melden können, daß Bord des Dampfers

militäri undſener die ſger und ne vea
fanden hätten.

Keine Verſchiebung der Abſtimmung in Hftpreußen.
Der polniſche Vorſchlag, den Termin der Abſtima

mung in Weſt und Oſtpreußen zu verſchieben, wurde
der Frankfurter Zeitung“ zufolge von den Alliiertenabgelehnt. Es bleibt alſo dabei, daß die Abſtimmung
am 11. Juli erfolgt.

Roske wird Oberpräſident.
Wie uns mitgeteilt wird, ſoll als Oberpräſident v

Hannover der ehemalige Reichswehrminiſter Noske
t genommen ſein. Die Ernennung ſoll ber

ehen.

Hörſing endgültig Oberpräfſdent.
Nachrichten aus Berlin zufolge hat Genoſſe Hörſing

der kommiſſariſche Oberpräſident der Provinz Sachſen,
nunmehr ſeine endgültige Ernennung erhalten. Ebenſo
iſt der Berliner Polizeipräſident Richter, der dieſes Amt
proviſoriſch verwaltete, gleichfalls in ſeiner Funktion

ſer Zei der Not erſcheint es nicht

beſtätigt worden.

ſinken!
Die Schmach, die man uns anzutun unternimmt, wird
eines Tages auf die Gegner zurückfallen. An dieſem

Der Tag der Auferſtehung kommt uns gewiß

Tage aber müſſen wir gewaffnet mit aller Spannkraft
der Muskeln und des Willens, mit aller Elaſtizität be-
reit ſein, den Platz einzunehmen, der olke von
der Größe, Fähigkeit, Tüchtigkeit und Zähigkeit des
deutſchen zukommt. Glaubt nicht, daß die geſtrigen Be
ſchlüſſe in Weimar den letzten Akt in der de
deutſchen Volkes darſtellen.

Es war gewiß nicht der betzte Akt!“

Der neue Reichstag, 6pa und das nene Kabinett.

Der erſte Reichstag der Nepubrinun konſtituiert. Genoſſe Paul Löbe trat x

d r r 7 mit r und vu an. Dabe 4 uvollen Anſpra
n der Unabhängigen einen



Lobe ſprach von der gemeinſamen rdurch fremde Bebrückung; dieſe Not ſchaffe me

n t im Parlament als nach den wütenden Wahl
zu erwarten ſei am leichteſten hätten ſich

ſelbſt äußerſte Linke und äußerſte Rechte gefunden, wenn
es galt, den in Not geratenen Grenzprovinzen zu
helfen. Die unabhängigen Neulinge hörten nur etwas
vom Zuſammenfinden der äußerſten Rechten und
äußerſten Linken, ſie bedachten nicht, daß die Antrittsrede
des Präſidenten ja keine Parteipolemik enthält, ſondern
brüllten ne ihr ſchlechtes Gewiſſen wegen des
häufi uſammengehens mit den Deutſchnationalen
hatte ſie verraten, und ſie wurden gebührend ausgelacht.

Aber ſonſt iſt die Lage gar nicht heiter. Der neue
Reichstag wird einſtweilen nur wenige Tage zuſammen
ſein können, denn am 6. Juli beginnt Spa. Natürlich
kann keine Regierung dort verhandeln, wenn ſie jede
Stunde befürchten muß n in Berlin zu ſtürzen.Der Reichstag wird akſo ſchon vor dem 5. Juli in die
langen Sommerferien gehen müſſen. Aber wird ſich die
Regierung auch nur bis dahin halten. Die Entente
beſteht jetzt ungeſtüm auf die Beſchränkung des Heeres
27 100 000 Mann und die Auflöſung der Sicherheits-
polizei. Der Reichswehrminiſter Geßler iſt Wergen
daß jeder Verſuch, dieſes Gebot durchzuführen, die öf
fentliche e frügeß in Deutſchland vollkommen zerſtören
müßte; er trägt ſich mit Rücktrittsgedanken und möchte
lieber heute als morgen gefg an kann ihn das
nachfühlen, denn Noske hat ja ſpüren müſſen, wie ge
fährlich es iſt, Freiwilligenformationen im großen Um-
fange aufzulöſen. Der drohende Ton der Entente iſt
die unmittelbare Antwort auf das Wahlergebnis vom
6. Juni. Am vermehrten Druck der Feinde ebenſo wie
an der ungeheuren Schwierigkeit der Regierungsbildung
wird das arme deutſche Volk ſpüren, wie ungeheuer
töricht es gewählt hat.

nzwiſchen iſt das neue Kabinett wenigſtens er-
nannt worden, ſodaß es ſich heute dem Reichstag
vorſtellen kann. Neu hinzugekommen iſt der Arbeits-
miniſter Dr. Brauns, einer der Väter des Betriebs-
rätegeſetzes, der klügſte Führer des linken Zentrums-
flügels. Wie er ſich mit den Jnduſtriepolitikern der
Deutſchen Volkspartei verſtändigen ſoll, bleibt ein Ge-
heimnis Fehrenbachs. Die Deutſche Volkspartei wird
dem Kabinett durch drei Parlamentarier, die Herren
Kempkes, Heinze und von Raumer vertreten ſein und
einen Fachmann, den Charlottenburger Oberbürger-
meiſter Dr. Scholz als Reichswirtſchaftsminiſter. Dieſen
Fachmann muß man allerdings andauernd in Anfüh-
rungsſtriche ſtellen: als außerordentlich liebenswürdiger
und Kommunalbeamter verſteht Dr. Scholz
von Wirtſchaftsfragen rein gar nichts. Die wirklichen
Jnduſtriefachmänner haben dankend abgelehnt, da ſie
in der Privatinduſtrie das Zehnfache eines Miniſter-
gehaltes verdienen. Wie hieß doch das ſchöne Sprüchlein
von der Futterkrippe?

Der Erzberger des neuen Kabinetts, wenn auch nur
in Helfferichs Sinne iſt der Volksparteiler Dr. von
Raumer. Ein überaus geſchäftiger und betulicher Herr,

t ſeine Finger in allen möglichen Dingen gehabt, auch
ei der Gründung der Arbeitsgemeinſchaften. Aber er

iſt Vertreter der privaten Elektrizitätsunternehmungen
und ſoll jetzt als Reichsſchatzminiſter die ſozialiſierte
Elektrizitätsinduſtrie führen. Er iſt ſtark an
Privatunternehmen zur Erzeugung künſtlichen Stick-
u und ſoll jetzt die ſtaatlichen Stickſtoffwerke för-
ern. Da iſt ein Zwieſpalt zwiſchen Privatinterefſenund ſtagtlich- politiſcher Aufgabe ſo rieſengroß, daß der

Fall Erzberger davor verſchwindet. Die Volksparteiler
haben Mücken geſeiht und ſchlucken jetzt Kamele.

Armes Kabinett Aermeres deutſches Volk! Das
Erwachen nach dem Wahlrauſch vom 6. Juni wird fürch-
terlich ſein.

Ein weißer Rabe.
Paris, 26. Juni. In der geſtrigen Kammerſitzung

erklärte der Abg. Tardeu, daß zu Beginn der Friedens-
verhandlungen im Januar 1919 als Friedensbedingun-
gen für Deutſchland hätten aufgeſtellt werden ſollen:
Sofortige Zulaſſung Deutſchlands zum Völkerbund;
keine interalliierte Beſetzung der Rheinlande, höchſtenseine franzöſiſche Beſetzung fur die Dauer von 18 Mo-

y

naten; die im Saarbecken ſollten nicht inden Beſitz Frentre chs auch die Bevölkerung
im Saargebiet ſollte keinem beſonderem Regime unter-
worfen werden; Deutſchland ſollte nur 40 Prozent aller
Schäden an Menſchen und an Gütern zahlen; nach 80
Jahren ſollte es frei von allen Laſten ſein, außerdem
ſollte ihm die Berechtigung zugeſtanden werden, die

lfte der Entſchädigungsſumme in Papier z zahlen;
eſterreich ſollte frei darüber Beſchluß faſſen können, o

es ſich mit Deutſchland vereinigen wolle. Das alles
habe Clemenceau verhindert.

Der franzöſiſche Botſchafter beginnt ſeine Tätigkeit.
Paris, 26. Juni. Der neuernannte franzöſiſche Bot-

ſchafter Laurent erklärte einem Vertreter des „Matin“,
Millerand habe ihm geſagt: Sie haben dort eine ähnliche
Rolle zu ſpielen wie Pouyer- Quartier im Jahre 1871.
Aber während dieſer im Namen eines beſiegten Volkes
ſprach, werden Sie im Namen eines Volkes ſprechen, das
geſiegt hat. Laurent fügte hinzu, eine ſeiner Haupt-
anſtrengungen werde darauf gerichtet ſein, für Frank-
reich Kohlen zu erlangen. Herankreich werde eine unge-
heuere Wiedergeburt erleben, wenn es die Kohle er-
halten werde, die es brauche. Deutſchland könne dieſe
trotz ſeiner beſchränkten Arbeitszeit liefern. Frankreich
müſſe ſie erhalten. Laurent will kommenden Dienstag
berg und bis nach der Konferenz von Spa in Berlin

eiben.

Aus Erhebnls v III
Am Schluſſe der erſten deutſchen Reichsſchulkonferenz

faßte Miniſter Koch das Ergebnis der T dahin zu-
ammen, daß wertvolles Material für die künftigegwoſchulgeſebgeönng hier geſchaffen worden ſei und

daß man auf allen Seiten in enger Zuſammenarbeit
die Grenze des Möglichen kennengelernt habe. So richtig
der erſte Teil dieſes Geſamturteils iſt, ſo falſch iſt der
zweite. Die Aufgabe einer ſolchen Konferenz kann es
unter keinen Umſtänden ſein, Kompromiſſe zu ſchließen,
praktiſche Politik zu treiben. Sie ſollte Ziele ſetzen, aber
keine Wege ſuchen, ſie ſollte das neue Kulturideal auf-
ſtellen; die Auswertung der Ergebniſſe wird dann Sache
en Parlaments, wird die Aufgabe künftiger Reichstage
ein.

Es iſt richtig, daß die Reaktion einer ſolchen Zweck-
beſtimmung der Konferenz widerſtrebte und widerſtreben
mußte. Sie wollte ja ebenſowenig ein neues Ziel auf-
ſtellen wie neue Wege ſuchen, ihr war es um die Er-
haltung eines Bildungsideals einer verſunkenen und
verſinkenden Zeit zu tun. So kam ſie von vornherein
mit berechtigtem Mißtrauen zur Konferenz, ſo muß ſie
noch nachträglich über die „autoritative“ Berufung der
Teilnehmer greinen, weil die Tagung den von ihr ge
fürchteten und verwünſchten, von uns erhofften Erfolg
gehabt hat, obgleich ſie mit allen Künſten der Diplomatie
und Taktik eine Abſtimmung, eine eigentliche Kraft-
probe zwiſchen den beiden Bildungsidealen, dem alten
und dem neuen, verhindert hat.

Aber der von uns gekennzeichnete Zweck der Kon
ferenz, die Herausſtellung des neuen Erziehungszieles,
des neuen Bildungsbegriffes konnte aber auch ohne
Mehrheitsbeſchlüſſe erreicht werden. Daran ändert auch
nichts die bedauerlich unproduktive Arbeit eines Aus-
ſchuſſes, der ſich gerade mit der grundlegenden Frage
des Schulaufbaus zu beſchäftigen hatte. Eine programm-
matiſche Kundgebung des geſamten Ausſchuſſes oder gar
des Plenums iſt hier nicht u ekommen. ie
Frage der äußeren Geſtaltung des Schulaufbaus iſt, wie
ich hier wieder gezeigt hat, im tiefſten Grunde viel

mehr als eine Frage der Form; gerade hier prallen die
vorhandenen Weltanſchauungsgegenſätze mit voller
Schärfe aufeinander. Aber eben darum war hier der
beſte Platz, die Sicherheit der eigenen Poſition und dar-
über hinaus die innere Werbekraft der Gründe durch die
Tat zu beweiſen.

Der Reſonanzboden, den die Vertreter der ſoziali-
ſtiſchen Weltanſchauung und des ſich darauf aufbauenden

Erziehungsideals auf
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der
alles Erwarten ſobald ſie e
hatten, ihre Fo rn rklich ei ada Und hierin lag die eigentliche dereaktion: ſie war derer, die ſie bisher glaubte, zu denihrigen zählen zu dürfen, nicht e Sie mußte
deshalb einer Abſtimmung und noch dazu der ge-
planten namentlichen um jeden Preis aus dem Wege
e Die Vertreter der ſozialiſtiſ Weltanſchauung
rauchten eine nicht zu fürchte mſicheren Gefühl i feſten Stellung wünſchten z ſie

ſogar herbei, obgleich der Kreis ihrer engeren Geſin-
nungsgenoſſen durchaus nicht etwa die Mehrheit auf
der Konferenz beſaß. Als ſie mit dieſem ihren
in der Minderheit blieben, als der geſchloſſene Block
einer ſchwarz-blauen Reaktion verſtärkt durch dieScharen der Unentſchiedenen, ch für den Verzicht auf
e Abſtimmung entſchied, da onnten nur oberflächliche

eobachter darin eine Niederlage erblicken. Jn Wirk-
lichkeit war damit der Sieg des neuen Bildungsideals
entſchieden. Die Reichsſchulkonferenz war, um mit den
Worten Guſtav Wynekens zu ſprechen, tatſächlich der
Ort geworden, an dem die alte Schule zu Grabe getragen
wurde.

Der einſichtigere Teil der Hüter des alten Gedankens
hatte dieſe Gefahr kommen ſehen, er hatte ihr vbeugen verſucht, indem er von vornherein ſich zu gen

Konzeſſionen bereit erklärt hatte. Schon in der zrhoan
auf die kommende Konferenz hatte die „Tägl. Rundſchau“
zugegeben, daß man dem Streben der breiten Maſſen
nach einer innigeren Anteilnahme an den Kulturgütern
unſeres Volkes und der Welt „in gewiſſen Grenzen“
entgegenkommen müſſe. Auf der Tagung ſelbſt zeigte
ſich dieſelbe Taktik in der offen ausgeſprochenen Bereit-
willigkeit, weitgehende Verſuche mit neuen Schul-
reformen zu geſtatten. Man wollte das Halbe geben,
um das Ganze zu retten.

Aber auch das half nichts mehr und wird hoffentlich
auch in Zuenrft nichts mehr helfen. Der Sozialismus
wird auch auf kulturpolitiſchem Gebiete nicht vor der
ihm freundlichſt bewilligten „mittleren Linie“ Halt
machen.

Der aus und politiſcher Kurz-ſichtigkeit geborene Reichstag vom 6. Juni wird freilich
die kulturellen Aufgaben der neuen Zeit wenig erfüllen
können, wie er die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten zu
löſen vermag. Aber die Tagung des Kulturparlaments
hat ja gerade wieder die urwüchſige Werbekraft des ſozia-
liſtiſchen und demokratiſchen Gedankens erwieſen, die
wir auch ſonſt allenthalben in dieſen Tagen aufs neue
erleben. Darum dürfen wir darauf vertrauen: Ein
neuer deutſcher Reichstag wird in nicht ferner Zeit die
vichtigen Folgerungen aus dieſer erſten deutſchen
Reichsſchulkonferenz ziehen, indem er bereit iſt, das
Halbe zu nehmen, ohne auf das Ganze zu verzichten

Miniſterpenſionen. dent
Die parlamentariſchen Miniſter lten bekanntli

keinerlei Penſion. Unſere Genoſſen haben die Aemter
ſo arm verlaſſen, wie ſie ſie betreten haben. Anders
liegt hingegen die Sache, wenn frühere Beamte, die an
ſich in ihrer Beamtenlaufbahn einen Ruhegehalts-
anſpruch erworben haben, Miniſter werden: dieſe er-
werben mit dem Tage ihrer Ernennun Mi
den Anſpruch auf Miniſterpenſionen. n r
Landrat, der an ſich Ruhegehaltsanſpruch hat, t,
auch wenn er nur vier Wochen Reichsſchatzminiſter
weſen iſt, für den Reſt ſeines Lebens die Penſion als
Miniſter ſtatt als Landrat. Ebenſo ſteht es mit einem
ehemaligen Richter, einem ehemaligen Bürgermeiſter
uſw. Offenbar iſt dieſe Verſchiedenartigkeit der Behand-
lung ein ſchweres Unrecht gegen die parlamentariſchen
Miniſter, die nicht ſchon früher Beamtenſtellungen inne
hatten, und eine ſchwere Belaſtung der Staatskaſſe zu-
gunſten derjenigen Miniſter, die früher kleinere Be
amtenpoſten verwalteten. Es wir nicht zu umgehen
ſein, hier eine grundſätzlich andere Regelung zu treffen
Die Deutſche Volkspartei, welche ſich alle acht Tage durch
Anfrage die Gewißheit erneuern ließ, daß die ſozial-
demokratiſchen Miniſter keine Penſion erhalten werden
wird ſicherlich nicht wünſchen, daß ihre Miniſter durch
große Penſion sanſprüche den Staat ſchädigen.

Dev öchandſſesl.

Roman von Ludwig Anzengruber.
72. Fortſetzung.)
„Jch trinke keinen Tropfen,“ ſagte Magdalene, dann nach

einer Weile, als der Müller noch immer wortlos neben ihr
ſaß, fragte ſie: „Was iſt's, das du mir zu ſagen haſt

Er ſeufzte ſchwer auf. „Du kannſt dir denken, wie gar
traurig es jetzt daheim bei uns auf der Mühle iſt. Du wirſt
ja gehört haben von unſerem armen Flori?“

Die Augen des Mädchens wurden feucht und deſſen Rechte,
die ſpielend das Glas umſpannt hielt, glitt herab auf die Tiſch-
platte.

Der Müller ergriff die Hand und drückte ſie. „Nun
haben wir alten Leute niemand mehr auf der Welt, der uns
hekümmern möchte, als dich.“

„Als mich? Jch gehöre doch nicht zu euch.“
„Du gehörſt, du ſollſt zu uns gehören; darüber denkt mein

Weib nicht anders wie ich, es wär' ein rechter Troſt, wenn
du zu uns auf die Mühle ziehen möchteſt.“

„Wohin denkſt du! Jch ſollte heim und auf die Mühle, wo
ich mich und andere allzeit erinnern müßt' an die traurig-
ſten Begebniſſ'? Das geſchäh wohl jedem zum Herzleid und
keinem zum Troſt!“

„Red' nicht unüberlegt. Die Zeit tut viel hinweg von
aller Kränkung, und drei tragen leichter an einer als zweie.
Jch nehm' dich als eigen an, und ich denk', was ich dermal-
rinſt nachzulaſſen hab', wär' nicht zu verachten.“

„Weiß mein Vater darum?“
„Wer?“ Der Müller blickte erſtaunt auf. „Ja ſo, du

meinſt den alten Reindorfer. Nun, von ihm aus möchteſt du
all dein Lebtag ein armer Dienſtbote verbleiben, und ich
glaub', wenn er von meinem Vorhaben hört, ſo wird er
deinem Glück nicht in den Weg treten.“

„Das ſäh' ihm wohl gleich. Aber meinſt du nicht, daß
dem alten Mann dabei hart und weh' geſchehen möcht'?“

„Warum denn auch?“
Die Dirne atmete hoch auf, ſie blickte ſcheu um ſich, weil

ſie mitten unter fremden Leuten ſaßen, und zum erſten
Male ſollte ſie, was ihr das Herz preßte, nicht laut heraus-

ſagen dürfen; ſie neigte ſich etwas über den Tiſch. „Frag'“
nicht, warum, ich kann da nicht reden. Jch verlaſſ' den
Vater nicht.“

Der Müller ſchüttelte mißbilligend den geſenkten Kopf.
„Nenn' ihn nicht immer ſo, du weißt gar wohl, wer es dir
iſt und magſt es jetzt auch verſpüren. Handle ich nicht ſchön
an dir

„Nachträglich.“
Da ſchlug der Müller mit der flachen Hand auf den

Tiſch. „Dirn',“ ſagte er aufbrauſend, „da ſäßeſt du nicht
und könnteſt nicht ſo in den Tag hineinreden, wenn ich
nicht wär'!“

„Wohl! Es wär' ein ſchwermächtiger Unſinn, wenn ich
ſagte, ich vermöchte, eines anderen Kind, ebenſo dazuſitzen, die
ich bin, auch ohne dich; aber ich dank' dir nicht für mich.
Wie ich geworden hbin, iſt doch nicht dein Verdienſt, und
das Leben allein iſt das wenigſte, das ihr einem geben und
das geringſte, das man euch ſchulden kann, ſchon eines, das
ehrlos und verlaſſen zur Welt kommt, mag ſich des Dankes
für quitt halten, aber ich wär's lieber nie geſchehen,
bin wider Ehr' und Recht gekommen, du haſt mir die Mutter
elend gemacht und den mir liebſten Menſchen auf der Welt
gekränkt, ich kann kein Herz zu dir faſſen.“

Der Müller blickte nicht auf, als er jetzt leiſe ſagte:
„So magſt du reden, wo doch in weiter Welt ſelbſt das
Tier das Tier das eigene Blut anerkennt?!“

„Beruf' dich nicht darauf, Müller. Was auch die Leute
ſchwätzen von verwandtem Blut, das ordentlich aufſieden
müßt', wenn ſich Kind und Eltern, auch ungekannt, zuſam-
menfinden, es iſt doch nur gefabelt, aber für allzeit wahr
bleibt Dankbarkeit und Lieb', nicht für den, der einmal
Vater geweſen war, ſondern für den, der es auch immer
geblieben iſt!“ Sie erhob ſich vom Sitze. „Und das iſt mir
der alte Mann bis auf den heutigen Tag. Jch heiße nicht
nur, ich bin auch Reindorfers Magdalen', und das erlebt
er nie, daß ich mich von ihm abwend' und dem zulauf', der
vielleicht der einzige auf der Welt iſt, den er nicht leiden
kann. Wie ich auf die Welt gekommen bin, hab' ich ihn ge-
kränkt, das war unverſchuldeterweiſ', verſchuldeterweiſ' kränk'
ich ihn, ſeit ich bei Verſtand bin, nimmer, auch um deine
Mühl' nicht, und hätt' ſie ſieben Gäng' und mahlte pur'
Gold.“

e JIVSWOOc.hk e

Der Müller hielt ſie an der Hand zurück und ſagte, jedes
Wort aus der beklommenen Bruſt heraufholend: „Wohl,

d' mein' hat nur zwei und mahlt Korn, doch über
leg's, 's könnt' dich reu'n.“

Sie preßte die geſchloſſenen Lippen feſter gegeneinander,
riß ſich los, ſchritt aus der Gaſtſtube und eilig, ohne um
zublicken, die Straße dahin.

„Da überleg', wer jede Sorge fürchtet und harte Arbeit
ſcheut. Sie läßt ſich dem Vater nicht wegkaufen, den hat
ſie über Sorge und Arbeit alt werden ſehen, ſie fürchtet
nicht die erſte und ſcheut nicht die letzte, ſie iſt Reindorfers
Magdalen', und ſie bleibt es!

Wie gern hätte ſie den Vater zur Stelle haben oder ſich
gegen jemanden ausſprechen mögen, an deſſen Meinung ihr
gelegen war, etwa gegen den Grasbodenbauer! Aber das
ging doch nicht an. Sie horchte auf den Schall ihrer Tritte,
unter welchem die Sohle des einen Schuhes knarrte, und
wie ſie ſo ſtramm ausſchritt, da klang es ihr ganz deut
lich: „Recht ge tan! Recht ge tan

Der Müller warf die Zeche auf den Tiſch.
Sein Freund trat hinzu. „Ein Kernmädl, das, ohne

dir z' ſchmeicheln. Schad', daß d' d' Freud' daran ein m
andern überlaſſen mußt. Begreif's, du möch'ſt gern die auq
noch, aber, lieber Freund, der Menſch muß nit alles woll'n!

Sie ſtiegen auf und fuhren davon.Gar bedächtig trottete das Rößlein an dem Gehöfte des
Grasbodenbauers vorüber, aber hinter keinem Fenſter, unter
keiner Tür, um keine Ecke zeigte ſich, was der Müller zu
ſehen hoffte; da ſenkte er den Kopf und ſtarrte vor ſi
hin und kargte mit den Worten, kein Witz des luſtigen
Wirtes verfing mehr, ſo daß dieſer gar bald auch verſtimmt
und verſtummt daſaß und erſt, als ſie der Kreisſtadt nahe
kamen, aufatmete.

„No ſind wir gleich heim,“ ſagte er, „und da trinken wir
eins und da ſpülſt all' den Gift, Gall' und Aerger hin
unter.“„Dagegen half freilich 's Trinken, aber geg'n das nit,
ſagte ſeufzend der Müller, „was mich bedrückt, Jch mag
gar nit einkehr'n.“

„Was, nit 'mal einkehr'n, in d' Nacht h'nein fahren willſt
rief der Wirt. „No, weißt, ich red' dich nit ab, ich ſieh
mer muß dir dein' Willen iaſſen, mit dir is nix anz'f
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Aus Bergarbeiterkreiſen wird uns geſchrieben:
Der wirtſchaftliche Aufbau hängt zum weſentlichſtenTeil ab von der er ung unſerer Rohſtoffquellen

und dem Arſegn des Arbeitswillens der Bergarbeiter.
In dieſer Ri z hat das Reichswirtſchaftsminiſterium
unter ſeiner bisherigen Leitung mit größtem Erfolg
tet Seiner Tätigkeit in erſter Linie war die
bwehr der d r s icht zu verdanken, die uns

u ie ter che und ſiedlungspolitiſche Vorbereitung
25 bis 80 illionen Tonnen Steinkohle gekoſtet hätte.
Unter der Jnitiative des Reichswirtſcha ts miniſteriums
wurde das Ueberſchichtenabkommen im Ruhrbergbau ab
geſchloſſen, das uns wöchentlich 400 000 Tonnen Kohle
mehr bringt. Die enorme Siedlungstätigkeit im Berg-
bau verdanken wir der bisherigen Leitung des Wirtk-
chaftsminiſteriums und ſeiner bergbaulichen Set

Der Charlottenburger Oberbürgermeiſter Scholz ſoll
un der lan ging Fachminiſter in dieſem wichtigſten
Reſſort werden. ir beneiden den Mann nicht um
ſeine Aufgabe. Wir können aber nicht glauben, daß er
mit volksparteilichen Rezepten das Errungene halten
kann. Und noch weniger, daß er in der Lage iſt, es aus-
zubauen. Ob ſein Name in Oberſchleſien ſo werbend
wirkt, a er dieſes wichtige Kohlenbecken zu erhalten

ſt eine zweite Frage un die berüchtigſtenHakatiſten, deren verblendete Politik wir heute in 8 er
ſchleſien auszulöffeln haben, in der NationalliberalenPartei, der uigen Deutſchen Volkspartei, er

n den Kreiſen der Bergarbeiter betrachtet man den
Wechſel mit dem allergrößten Mißtrauen, ſowohl aus
h wie aus ſozialen Gründen. Hier liegteine Rieſengefahr für unſer Wirtſchaftsleben, denn
wenn durch großkapitaliſtiſche Repepte das im Bergbau
Erreichte neu in Frage geſtellt wird, ſo ſitzen wir tiefer
in der Tinte als wer zuvor. Um ſo erſtaunter iſt
man in den Kreiſen der Bergarbeiter, daß man den
Staatsſekretär Hirſch im neuen Kabinett über die Klinge
ſpringen laſſen will, der ſich allerdings die Ungnade des
Herrn Stinnes in ſehr reichem Maße zugezogen hat.
Nach Lage der Sache würden die Bergarbeiter in der Be
ſeitigung des Staatsſekretärs Hirſch die Preisgabe der
bisherigen Linien unſerer Wirtſchaftspolitik erblicken.
Das könnte Verwicklungen auslöſen, die das neue Ka-
binett zum mindeſten nicht beſchleunigen ſollte. Denn
es iſt auf die Duldung durch die Arbeiterſchichten in der
Rohſtoffinduſtrie in ganz anderem Maße angewieſen als
tedes bisherige und ſollte daher alles vermeiden, was
wie eine Provokation ausſieht.

Jmmer noch Lebensmittelunruhen.
Bremerhaven, 26. Juni. In den frühen Morgen-ſtunden begannen auf den Märkten der drei Unterweſer-

Städte Bremerhaven, Geeſtemünde und Lehe Lebens-
mitteltumelte. Die Menge bemächtigte ſich der Verkaufs-
ſtellen und verkaufte die Ware mit 100 bis 200 Prozent
Verluſt. Es bildeten ſich dann Trupps von Frauenaus dem Arbeiter und Mittelſtand, welche die Lebens
mittelgeſchäfte in den Hauptſtraßen ſtürmten. Die Er-
regung ſteigerte ſich durch Hetzereien, ſo daß die Lage
der arenhäuſer aufs t gefährdet wurde.
Die Unruhen hielten mittags noch an.

Jn wurde laut „Lokal-Anz.“ geſtern
in den Abendſtunden, nachdem am Vormittag die wil-
deſten Gerüchte über neue, beſonders für heute beab-
ſichtigte Unruhen die Stadt erfüllt hatten, der Ausnahme-
zuſtand erklärt. Durch öffentlichen Anſchlag wurde
bekanntgegeben, daß zum Schutze des Eigentums der
hre und zur Sicherſtellung der Lebensmittel-
zufuhren die vollziehende Gewalt in die Hände des
Polizeiherrn Senators Henſe übergegangen ſei, der
gleichzeitig zum Regierungskommiſſar ernannt wurde.
Plünderer ſollen nach der Veröffentlichung ſtandrechtlicherſchoſſen werden. Der Anſchlag verfehlte ſeine Wirkung

nicht. Sowohl in der inneren Stadt als auch in den
Vororten, in denen der Mob am Abend zuvor beſonders
wild gehauſt hatte, herrſchte normale Ruhe.

Beſchlagnahme des „Granudenzer Geſelligen“. Der
„Graudenzer Geſellige“ iſt durch die interalliierte Mili-
tärbehörde beſchlagnahmt worden, weil er Einzelheiten
über die Ermordung eines Arbeiters durch polniſche
Soldaten gebracht hat. Die Militärbehörde hatte die

aber da halt' dich jetzt auch nur der Straße nach, ich find
mein Weg d' Stadt h'nein ſchon z' Fuß. B'hüt Gott!“

Der Müller hielt an, der Wirt ſprang vom Wagen. Beiden
war es lieb, einander loszuwerden.

Das Gefährt raſſelte langſam in der immer lautloſer
werdenden Gegend dahin, und der Mann, der geſenkten
Hauptes auf dem Kutſchbocke ſaß, ſeufzte oft ſchwer auf.

„Wenn man jung iſt, da drängen ſich Freundſchaft und
Lieb' an einen heran, und wenn man ſie gleich im Uebermute
mißbraucht, aber ſchier meine ich, ſie merken ſich's, und
wenn man alt und vereinſamt danach ſucht, dann bleiben
ſie weg!

„Hinterher gilt kein Beſinnen, da tritt alles Elend, wor-
auf man keinen Gedanken gehabt, einem wahr und leib-
haftig entgegen. Wie gut tun die, die ſich von dem Hal-
lunken, der in unſer jedem ſteckt, nicht kitzeln, nicht zu
ſchadenfrohem, bübiſchem Tun reizen laſſen, die ihn unter-
ducken und in dem verſchwiegenſten Winkel der Bruſt ver-
ſperren, daß er da verdirbt und verdorrt. Wie wohl mag
denen ſein, die niemandem weh getan!

„Wenn nicht heut', ſicher morgen, ſchreibt die Dirn' dem
Alten, daß ſie nicht von ihm gelaſſen hat und nicht von ihm
läßt, nicht um eine Mühle mit ſieben Gängen, die pur'
Gold mahlt! Und er mag er muß wohl ſeine Freude
an ihr haben. Wer nicht, der eines ſo mit Leib und Seele
ſich anhangen weiß?!

„Der Menſch muß nicht alles wollen.“
„Oh, nur eines wollte ich, daß ich den Reindorferhof

all' meine Tage mit keinem Auge geſehen, mit keinem Fuße
betreten hätt'l Wir gingen uns jetzt nicht gott- und welt-
verlaſſen daheim unter den Augen herum, mir wäre nicht,
wenn meine Alte herankommt oder ſich wegſchleicht, als
gäbe ſie mir an allem Schuld, mag ſein, ſie denkt nicht

aber mir iſt ſo, mir iſt ſo, ſie mag kommen oder
n!

„Falſch' Glück hat mich nach dem Ort gelockt, wo mich
mmer in die Arbeit genommen, und er wird nicht früher ab-

laſſen, bis er mit mir fertig iſt, es ſoll nichts hinzu, was ihn
mindert. Was tut's? An allem liegt nicht viel und an mir
wenig. Wart' es ab, länger wie ich kann es nicht dauern,
d das i immer lang Fortſetzung folgt

Leiche beſchl hmt uno wollte ſie heimlich begrabenl 2 Seſſe ung mußte ſchließlich doch öffentlich
e tfinden unter Betelligung der reihe und der

nern ehemaliger Angehöriger der Marine, zu
denen der Ermordete gehörte.

Die polniſchen Truppen in Grandenz. Die polniſche
Beſatzung von Graudenz iſt bis auf 400 Mann, dreileichte Geſchütze fran de Urſprungs mit zirka 20
Mann Bedienung, 35 Pioniere, 4 Offiziere und 40 Mann
zurückgezogen worden wahrſcheinlich an die Oſtfront).

Die Feſte Courbiere iſt ſehr ſtark mit Verwundeten
von der Oſtfront belegt. Ferner waren 400 Gefangene,
alles Leute, die ſich geweigert hatten, an die Front zu
gehen, und Meuterer von den e dortuntergebracht. Die Gefangenen ſind in ein anderes
Gefan r gebracht worden, nachdem infolge
mangelhafter Bewachung 90 Mann ausgebrochen waren.
Zwiſchen den franzöſiſchen Beſatzungstruppen und pol-
niſchen Soldaten war es zu ernſten Tätlichkeiten ge-
kommen. Bei einer Meſſerſtecherei wurde ein franzöſi-
ſcher Offizier getötet. Infolgedeſſen ſind die franzöſiſchen
Truppen abgezogen. Am 1. Juli ſollen auch die polni-
ſchen Truppen zurückgezogen und durch 80 Mann ameri-
kaniſche Truppen erſetzt werden.

Proteſt des Gewerkſchaftskartells Fleusburg. Das
Gewerkſchaftskartell Flensburg nahm in einer Vertreter-
verſammlung folgende Entſchließung an, die auch den
däniſchen Arbeitervertretungen unter däniſcher Regie-
rung überwieſen wurde: „Das Gewerkſchaftskartell
Flensburg, dem 12 000 organiſierte Hand- und Kopf-
arbeiter R ſind, proteſtiert auf das energiſchſte
egen die Ausweiſungen der deutſchen Arbeiter, die in
er i Abſtimmungszone erfolgen. Das Gewerk

ſchaftskartell erblickt in den Ausweiſungen eine einſeitige
Stellungnahme der däniſchen Regierung für das Unter-
nehmertum und erwartet, daß die organiſierte Arbeiter-
ſchaft Dänemarks, das Gewerkſchaftskartell ſowohl wie
die Sozialdemokratiſche Partei die 1 Maßnahmen
ergreift und gegen die Polizei- und Unternehmerwillkür
in dem jetzt Dänemark angegliederten Sonderjylland
vorgeht.“

Notſzen.

Meuterei im italieniſchen Heer. Aus Ankona wird gemeldet,
daß es unter gewiſſen Truppenteilen des 11. Berſaglieri-Regi-
ments zur Meuterei und zu Gewalttätigkeiten gegen alle zur
Wiederherſtellung der Ordnung herbeieilenden Karabinieris ge-
kommen ſei.

Aus Perſien. Nach einem Telegramm aus Teheran hat der
Schah den Rücktritt des Miniſterpräſidenten Wuſſud ed Dohle an

Her Steuerubzug.

Von Wilhelm Keil.
Der am 25. Juni in Kraft getretene 10prozentige Steuer-

abzug ruft viel Unwillen in den Kreiſen der Arbeiter, Ange-
ſtellten und Beamten hervor. Das iſt begreiflich im Hinblick
auf die Tatſache, daß das Jnkrafttreten dieſer Steuern zeitlich
zuſammenfällt mit einer neuen, ungeheuren Preisſteigerungswelle
und einer geradezu kataſtrophalen Stockung des Wirtſchaftslebens.
Unbegreiflich aber iſt es, daß eine Partei wie die der Unabhängi-
gen. die auf dem Boden der direkten progreſſiven Beſteuerung des
Einkommens und Vermögens ſteht, den Kampf gegen den Steuer-
abzug mit verſchwommenen demagogiſchen Argumenten führt, die
letzten Endes nur den Anhängern der Kopfſteuer zum Vorteil
gereichen.

Die Unabhängigen peitſchen die Arbeiter und Feſtbeſoldeten
auf mit der Redensart von dem „Ausnahmerecht“, das der
Steuerabzug darſtellt. Wie ſteht's mit dieſem „Ausnahmerecht“?

Nach 42 des neuen Einkommenſteuergeſetzes iſt die für ein
Rechnungsjahr geſchuldete Einkommenſteuer in vier Raten
jeweils in den erſten fünfzehn Tagen des Monats Mai, Auguſt,
November und Februar zu entrichten. Das erſte Viertel der für
das Rechnungsjahr 1920 geſchuldeten Steuer war demnach ſchon
in der erſten Hälfte des Mai fällig. Die Veranlagung des Ein-
kommens, die nach dem neuen Geſetz jeweils für ein Kalender-
jahr erfolgt, wird für das Kalenderjahr 1920 erſt nach deſſen Ab-
lauf durchgeführt. Das Ergebnis dieſer erſten reichsrechtlichen
Veranlagung gilt dann zugleich auch für das Rechnungsjahr 1921,
denn künftig bemißt ſich die Steuer ſtets nach dem ſteuerpflichtigen
Einkommen, das der Steuerpflichtige in dem dem Rechnungsjahr

e

unmittelbar vorangehenden Rechnungsjahr bezogen dat. Jnzwiſchen aber iſt für r innerhalb der er
wähnten Zahlungsfriſten die Steuer zu entrichten, die ſich nachden terin des neuen Geſetzes das bei der betzten
einzelſtaatlichen Veranlagung feſtgeſtellte Einkommen berechnet.

Macht der Steuerpflichtige glaubhaft, daß ſein Einkommen im
Jahre 1920 ſich vorausſichtlich im Vergleich mit dem r ver
anlagten um mehr als ein Fünſtel vermindern wird, ſo hat das
Finanzamt die Steuer dem mutmaßlichen Einkommen entſprechend
zu ermäßigen.

Das ſind die für alle Steuerpflichtigen ohne Unte chied
gültigen Vorſchriften. Wären nicht die Steuerbehörden durch die
große Zahl der neuen Steuern, die nach der ſchweren Verſäumnis
des Kriegs- Reichstages im letzten r in verſchärftem Tempo

eſchaffen werden mußten, aufs außerſte überlaſtet, ſo würden die
Steuerpflichtigen längſt im Beſitz der Steuerzettel ſein, und der
Arbeiter, der Angeſtellte und Beamte hätte genau wie der Land
wirt, Kaufmann, Fabrikant ſchon in der erſten Maihälfte ein
volles Viertel ſeiner Jahresſumme in einer Summe bezahlen
müſſen, weil ja wiederum infolge der Ueberlaſtung der Steuer-
behörden der 10prozentige Abzug im erſten Quartal des laufen-
den Rechnungsjahres noch nicht möglich war.

Hätten ſich die Geſchäfte in dieſer Weiſe abwickeln laſſen, ſo
würde das Jnkrafttreten des Steuerabzugs von den davon Be
troffenen zwar immer noch als eine finanzielle h aber
nicht als ein „Ausnahmerecht“, ſondern als eine Maßnahme
empfunden worden ſein. die gegenüber der Verpflichtung zur
vierteljährlichen Ratenzahlung eine r atte bedeutet. Dennwenn ſchon pro Quartal ein Seſtimmter Betrag fällig wird, ſo iſt

er natürlich von dem zu Einſchränkungen genötigten Steuerpflich-
tigen, falls er wöchentlich entlohnt wird, in dreizehn, falls er
monatlich entlohnt wird, in drei Raten leichter zu verſchmerzen
als in einer Summe.

Von einem Ausnahmerecht kann darum nicht geſprochen wer
den, weil jeder Steuerpflichtige, bei dem ein Abzug am Ein-
kommen techniſch durchführbar iſt, davon betroffen wird, der
Reichskanzler wie der Buregudiener, der Bankdirektor wie der
Arbeiter. Beim Landwirt, Kaufmann, Gewerbetreibenden läßt
ſich der Abzuo nicht durchführen, weil er kein feſtes Einkommen
von einer beſtimmten Stelle bezieht. Der Reichskanzler, der
Banl- und Fabrikdirektor kommt aber nicht mit dem Abzug von
10 Proz. davon, ſondern je nach der Größe ſeines Einkommens
kann er 30, 40, 50 und nahezu 60 Proz. zu zahlen haben. Den
über 10 Proz. hinausgehenden Teil ſeiner Steuer zahlt er in

Raten, wie der vom Arzug nicht betroffene
Steuerpflichtige ſeine ganze Steuer vierteljährlich bezahlt.

Nun ſind aber Fälle denkbar, in denen der Abzug mehr
ausmacht, als der Steuerpflichtige ſchuldig iſt. Hat der Arbeiter
beiſpielsweiſe ein Jahreseinkommen von 9900 M., ſo werden ihm,
verteilt auf die Lohntage, 990 M. abgezogen. Hat dieſer Arbeiter
Frau und ſechs Kinder unter 16 Jahren, ſo bleiben ſteuerfrei zu-
nächſt 1500 M., ſodann 500 M. für die Frau und 700 M. für
jedes Kind, zuſammen 6200 M. Als ſteuerpflichtiges Einkommen
bleibt übrig 3700 M. Er hat für die erſten 1000 M. 10 Proz.
für die zweiten 1000 M. 11 Proz., für die dritten 1000 M. 12 Proz.
für die reſtlichen 700 M. 13 Proz., zuſammen 421 M. Steuern zu
zahlen. Das ſind nicht 10 Proz., ſondern 4,25 Proz. des tatſäch-
lichen Einkommens. Jn den Fällen dieſer und ähnlicher Art ein
ganzes Jahr lang den Abzug von 10 Proz. durchzuführen und
erſt n ach der endgültigen Veranlagung die zu viel einbehaltenen
Beträge bar zu erſtatten, wäre ein Unrecht. Die Verpflichtung
der Steuerhebeſtellen zur baren Herauszahlung der zu viel abge
ogenen Beträge, die nur auf einen entſpre enden Antrag desKcbeitnehmers an das Finanzamt erfolgt, macht dieſes Unrecht

nicht gut. Das Reich hat kein Recht, dem Steuerpflichtigen mehr
abziehen zu laſſen, als er ſchuldig iſt, und ihn auf den umſtänd
lichen Weg der Antragſtellung zu verweiſen, wenn er den zuviel
abgezogenen Einkommensteil wieder zurückbekommen will. Jn
dieſem Punkte müſſen die getroffenen Verfügungen geändert
werden.

Auch die Beſtimmung, daß 20 Proz. des Barlohnes
ziehen ſind, wenn neben einem Barlohn Naturalabzüge gewährt
werden, deren Wert den Barlohn überſteigt, hat ſich als nicht halt-
bar erwieſen.

Jn dieſen und anderen Einzelheiten ſind Aenderungen ge-
boten.

Den Steuerabzug aber prinzipiell zu bekämpfen, iſt wider
ſinnig. Wer der Meinung iſt, daß der Arbeiter S von
der Einkommenſteuer frei bleiben ſoll, der mag die Beſteuerung
des Arbeiters bekämpfen. Er wird damit denen in die Hände ar-
beiten, die ganz gern auf jede direkte und progreſſive Steuer ver
zichten und dafür alle Laſten auf den Verbrauch der breiten Maſ
ſen wälzen möchten. Wer der Anſicht iſt, daß der Arbeiter mit
der Einkommenſteuer zu ſchwer belaſtet ſei, der mag ſagen, welche
Belaſtung er für angezeigt hält. Aber ſinnlos iſt es, gegen das
techniſche Verfahren des Abzugs, das die Steuerentrichtung er
leichtern ſoll, zu wüten, wenn man die Steuerpflicht auch für die

Arbeiter im Prinzip anerkennt. woDie Steuerpflicht der Arbeiter haben auch die Unabhängigen

Kleines Feuilleton.

Uthmann F.
Genoſſe Guſtav Adolf Uthmann, der Komponiſt zahl-reicher Freiheitschöre und verdienſtvolle Förderer der deutſchen

Arbeiter-Sängerbewegung, iſt Dienstag, den 22. Juni, nach-
mittags 5 Uhr, infolge Blutvergiftung und Lungenentzündung
in Barmen geſtorben.

Wo nur Proletarierherzen ſchlagen, da wird man in dieſen
Tagen trauernd des Mannes gedenken, deſſen ganzes Sein erfüilt
war von dem tiefen Sehnen nach einer neuen und beſſeren Zu
kunft, deſſen Feuergeiſt in machtvollen Freiheitschören das Volk
zum Sturm aufrief gegen Knechtſchaft und Unterdrückung. Wenn
einſt die Geſchichte die Namen unſerer Beſten nennt, dann wird in
ihrer Reihe auch Guſtav Adolf Uthmann einen Ehrenplatz ein-
nehmen. Denn er war ein Großer!

Am 29. Juni 1867 als Sohn eines ſtädtiſchen Beamten in
Barmen geboren, bekam er muſikaliſchen Unterricht ſchon in
frühen Jahren von ſeinem Onkel. Dem Wunſche der Eltern ent-
ſprechend ſollte er Lehrer werden. Durch die lange Krankheit des
Vaters und durch deſſen Tod im Jahre 1882 wurde alle kühnen
Zukunftsvläne über den Haufen geworfen. Der 15jährige Uth-
mann mußte ſeine ſeit Jahren erblindete Mutter, von der er ſein
muſikaliſches Talent erbte, ſowie ſeine jüngeren Geſchwiſter durch
ſeiner Hände Arbeit ernähren. Er ergriff daher das Färber
handwerk. Ein entbehrungsreiches Proletarierdaſein begann. Das
Milieu, in dem Uthmann ſeine Jugendjahre verlebte, dürfte ihm
ouch ſpäter die Anregung zu der ewigſchönen Kompoſition des
Strzelewicſchen „Proletariers Wiedenlied“ gegeben haben. Jm
Jahre 1891 übernahm er, der 24jährige, die Leitung des Arbeiter-
Geſangvereins „Freier Sängerkreis“. Durch dieſe Tätigkeit wurde
er mit der ideenreichen Gedankenwelt des Sozialismus bekannt.
Jm hre 1891 komponierte Uthmann ſein erſtes Werk: „Lied
des Chikos“. Dann begannen einige Jahrzehnte emſigen, frucht-
baren Wirkens. Zirka 400 Kompoſitionen verdankt die Arbeiter
ſängerbewegung ihrem Uthmann. Die „Jnternationale“ für
Männerchor iſt das unſterbliche Werk Uthmanns.

Die fingende Arbeiterſchaft betrauert den Tod des Schöpfers
ihrer beſten Kampflieder. Unſere Partei verliert einen alten
Kampfgenoſſen, das kämpfende Proletariat ſeinen begeiſterten
Sänger. An der Uthmanns ſenken wir trauernd die

ahnen. Möge ſeiner rgeprüften Witwe und ſeinen Söhnene e e e erleben da de Toten Cch

und Lieder weiter leben werden, ſo lange es Arbeiter gibt, die
für die Ziele des Sozialismus kämpfen.

Eine Umfrage über die Weltſprache.
Aus Anlaß des Jnternationalen EſperantoKongreſſes, der

im Auguſt im Haag ſtattfinden wird, hat die ſchwediſche Friedens
eſellſchaft eine Umfrage über die zukünftige Weltſprache unter

Fachleuten aus aller Herren Länder veranſtaltet. Die Befragten
beſtanden nicht nur aus Vertretern der Sprachwiſſenſchaften, ſon
dern auch aus Leitern von Handelsvereinigungen, Parlamenks-
mitgliedern und anderen im praktiſchen Leben ſtehenden Perſön
lichkeiten. Die Mehrzahl der Antworten entſchied ſich für die Be
nutzung der engliſchen Sprache als Welhſprache, und dabei wurden
die verſchiedenſten Gründe für dieſe Sprache angeführt, die ja
tatſächlich von einem ſehr großen Teil der Menſchheit geſprochen
wird. Für das Franzöſiſche traten ſieben Stimmen, die aus Süd-
und Oſteuropa ſowie aus Dänemark ſtammten, ein. Für das
Deutſche ſprach ſich nur eine Stimme aus; es war der Präſident
der Finniſchen Friedensgeſellſchaft Unno Stadius. Das Latei-
niſche als Weltſprache befürworteten vier Perſönlichkeiten, näm-
lich je ein Mitglied der Univerſitäten Genua, Amſterdam und
Granada und ein Vertreter der Handelskammer Venedig. Nur
fünf unter allen Befragten erklärten ſich für die Schaffung einer
künſtlichen Weltſprache, und zwar bezeichneten vier Jdo, einer
Eſperanto als die geeignetſten. Die tatſächlichen Verhältniſſe
dürften dem Ergebnis der Umfrage entſprechen. Aus ähnlichen
Erwägungen heraus hat der Völkerbund die engliſche und fran-
zöſiſche Sprache zu ſeinen offiziellen Verhandlungsſprachen ge
macht. Wie lange freilich das Franzöſiſche das gleiche Recht wie
das Engliſche wird für ſich in Anſpruch nehmen können, ſteht noch
dahin.

Stadttheater. Heute Montag abends 7*8 Uhr gelangt Meyer-
beers Oper Die Afrikanerin“ im Dienstags Abonnement zur Auf-
führung. Dienstag abends 6 Uhr, „Die Meiſterſinger von Nürn
berg“. Für dieſe Aufführung iſt Herr m Friedr.
Plaſchke als Hans Sachs gewonnen worden. Mittwoch „Emilia

lotti“, Donnerstag „Die Bürger von Calais“. Freitag VIII.
Konzert (III. Konzert der Robert Franz Sing-Akademie) unter
Leitung von Profeſſor Alfred Rahlwes. Soliſten: Milda Hor-
nichel, Hans Lißmann, Dr. Moſer. Zur Aufführung gelangen
„Die vier Jahreszeiten“ von Haydn. Die Freitag-Stammkarten

gelten am S zur i des Luſtſpiels „Als ichnoch im Flügelkleide“. Sonn a



anerkannt. Bei der Ausſchußberatung haben ſie zu der Einkom-
mensſteuervorlage Anträge nicht geſtellt. Mit ihren im Plenum
eingebrachten Anträgen ſtellten ſie ſich auf den Boden der Steuer

licht der Arbeiter. Soweit dieſe Anträge einen vernünftigen
inn hatten, fanden ſie unſere Zuſtimmung, aber nicht die der

Mehrheit der Nationalverfammlung. Angenommen nun, dieſe
Anträge wären Geſetz geworden, würde es dann dem Arbeiter
nicht viel leichter fallen, wenn er die daraus ſich ergebende
Steuerſchuldigkeit in 52 ſtatt in 4 Jahresraten abtragen könnte?

Die harten Steuern, die bei der heutigen finanziellen Lage
des Reiches getragen werden müſſen, berühren gewiß die Exi-
ſtenzmöglichkeit des Arbeiters.

Aber reden wir nicht demagogiſch vom Steuerabzug, ſondern
von dr Steuer an ſich. Und fragen wir uns, ob heute eine er-
heblich mäßigere Belaſtung der Arbeiter möglich iſt. Geſtehen
wir uns ehrlich, daß das nicht der Fall iſt. Wir werden denken
wir doch an die n n der Entente noch mehr Steuern
bekommen, aber keine beſtehende Steuer abſchaffen können, wie
die ſteuerſcheuen Beſitzenden hoffen. Die neuen Steuern werden
in um ſo größerem Maße Steuern ſein, die man „nicht merkſt“,
je mehr ſich die Arbeiter gegen die Steuern, die man merkt
wehren. Wird das Einkommen des Arbeiters durch die Steuerlaſt
ſo ſtark in Anſpruch genommen, daß er nicht mehr auskommen
kann, ſo muß er einen entſprechend höheren Lohn fordern.
Einen ſolchen durchzuſetzen iſt allerdings bei der heutigen Wirt-
ſchaftslage ſchwerer als noch vor einigen Monaten. Trotzdem
aber darf die Arbeiterſchaft nicht eine Steuer ſabotieren, die auf
dem gerechten Prinzip der Progreſſion beruht, wenn ſie nicht
will, daß an die Stelle der Einkommenſteuer, die den Arbeiter
mit 10 bis 15 Proz. und den Millionär mit 50 bis 60 Proz. trifft,
eine Konſumſteuer tritt, die den Millionär mit 10 und den Ar-
deiter mit 50 Proz. belaſtet.

Die Reugeſtaltung der Angeſtelltenverſicherung.
Wie alle Zweige der ſozialen Verſicherung hat auch

die Angeſtelltenverſicherung in den letzten Jahren
wiederholte Anusgeſtaltung erfahren. Es handelte ſich
immer darum, ſie den Kriegsfolgen anzupaſſen. Das
geſchah weniger durch Aufbeſſerung der Leiſtungen als
vielmehr hauptſächlich durch Ausdehnung der Verſiche-
rungspflicht durch Erhöhung der Einkommensgrenze
entſprechend der fortſchreitenden Geldentwertung. Wer-den doch auch heute in der Angeſtelltenverſchernng
Leiſtungen nur erſt in beſchränktem Umfange gewährt,
weil die hierfür vorgeſehenen Wartezeiten im allge-
meinen noch nicht erfüllt ſind. Nur für weibliche Ver
ſicherte und für Hinterbliebene iſt die Möglichkeit des
Bezugs von Renten gegeben, weil hier das Geſetz

kürzere Friſten (60 Beitragsmonate) vorſieht, die erfüllt
ſein können, während für die Renten m n er
ſicherter die eine Wartezeit von 120 Beitrags-
monaten eſtepe die r der Zurücklegung noch
nicht gegeben iſt. Hieran iſt auch in der Kriegszeit nichts
eändert worden; ausgeſtaltet wurde nur für beſtimmte
riegsverletzte, die nicht in den Genuß von Renten

treten können, die Beitragsrückerſtattungen. Was ſonſt
noch verbeſſert wurde, waren mehr Nebenſächlichkeiten,
wie die Anrechnung von Kriegsdienſtzeiten als Bei-
tragszeiten, die Verlängerung von Friſten uſw.

Nach dem Angeſte l r ſelbſt iſtdie Vorausſetzung für die Verſicherungspflicht aller An
geſtellten, daß ihr Jahresarbeitsverdienſt 5000 Mk. nicht
überſteigt. Durch Verordnung vom 28. Auguſt 1918
wurde mit einigen Verklauſulierungen dieſer Betrag

für e Wolksob dem
Deutſchen Schutzbund

Annahmeſlielle:

Verlag der Volksſtimme,
Gr. Ulrichſtraße 27.

Jnzwiſchen hat ſich natürlichſchon auf 7000 Mk. erhöht.
auch dieſe Grenze als viel zu eng herausgeſtellt.
halb ſetzt ein neues Geſetz vom 31. Mai 1920 den Betrag
auf 15 000 Mk. hinauf, ſo daß nunmehr Uebereinſtim-
mung dieſer Einkommensgrenze mit der in der Kranken-
verſicherung herbeigeführt iſt. Wer nach jener Verord-
nung vom 28. Auguſt 1918 verſicherungspflichtig war,
aber inzwiſchen wegen Ueberſchreitung der Einkommens-
grenze von 7000 Mk. aus der Verſicherungspflicht wieder
ausſchied und nunmehr wieder verſicherungspflichtig
wird, weil ſein Jahresarbeitsverdienſt noch nicht 15 000
Mark überſteigt, hat das Recht für die Zwiſchenzeit die
Beiträge nachzuzahlen. Geſchieht dies, ſo gelten dieſe
Beiträge als Pflichtbeiträge im Sinne des 8 48 des
Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. Solche ehemalige Ver-
ſicherte, die nicht wieder verſicherungspflichtig werden,

e delihſh
Städtiſcher Lebensmittel Verkauf.
Amerikaniſche Milch markenfrei je Doſe 4,50 Mk. bei

Dietze, Konſum-Verein, Seidel, Simon, Spiegler, Richard

melden.

Vergehung von Klein-Pachtland.

Bewerber für Kleinpachtland
1. Juli er. werktäglich während der Dienſtſtunden, d. i. von
7 bis 12 Uhr vormittaqs,

Weißenfels, den 12. Juni 1920.

wollen ſich bis zum

im Stadibauamt, Zimmer 2 S
Der Magiſtrat.

Werner.
Brotaufſtrichmittel. Alle die Haushaltungen, welche durch

Verſehen der Verkaufsſtellen nicht beliefert worden ſind,
wollen ſich am Dienstag, den 29. d. Mts. vormittags von
8 12 Uhr im Lebensmi'telamt, Leipzigerſtraße 1 melden. ſee Fernruf 1224.Wittenberg S

Butter vom Dienstag, den 29. d. Mis. 45 Gramm für
1,40 Mk.

Haferflochen, ſoweit noch in den Verhkaufsſtellen vor-
handen, markenfrei.

Hülſenfrüchte markenfrei, Fe, 2,80 MK.,Viktoria- Erbſen 3,60 Mk. das Pfund in den be
kannten Verkaufsſtellen.

Kartoffeln für die 18. und 19. Woche ausnahmsweiſe
je 7 Pfund, das Pfund für 20 Pfg. können auf einmal
entnommen werden.

Käſe in dee ſtädtiſchen Verkaufsſtelle anf Abſchnitt Nr. 122
je 1 Stück Handkäſe für 80 Pfg.

Dounerstag, den 1. Juli d. Js.
nachmittags 1--5 Uhr Nr. 1751--2100

Krankenbrot 325 gr für 98 Pfg. für Kinder und Kranke
auf Weißbrotkarten bei Frohne, Gutezeit, Seugling
und Voigt, Halleſcheſtraße.

Nährmittel für Kinder. Kranke und Perſonen über 70 Jahre
auf Weißbrotkarten wöchentlich je Pfund Hafermehl,
das Pfund für 2,00 Mk. oder Pfund Haferflocken
für 2,10 Mk. das Pfund oder Pfund Gerſtenmehl
das Pfund für 1,30 Mk. in den bekannten Bächkereien.

Schmalz vom 29. d. Mts. auf Butterkarterabſchnitte der
28. Woche 150 Gramm für 6 00 Mk.

Detitzſch, den 26. Juni 1920.

zum Verkauf

zum

Betrifft: Verkauf von Lebensmitteln.
Jn dieſer Woche gelangen

allen einſchlägigen Geſchäften des Kreiſes an
Verſorgungsberechtigte

1. in der Zeit vom 27. Juni bis 3. Juli

und für Selbſtverſorger

je zwei Päckchen Süßſtoff Packung G
zum Preiſe von 50 Pfennigen je Päckchen;

2. vom Dienstag, den 29. Juni ab

ein viertel Pfund Haferfabrikate

3. vom Mittwoch. den 30. Juni ab
a) auf Marke H. V. 47

lie iel
folgende Lebensmittel in Ein hochaktuelles

Drama in 6 Akten
nach d. bekannten

Ullstein- Roman
von Ludwig Wolff.
In den Hauptrollen:

Hoh. Peer.
Käthe Haack

C, Beckersachs.
Vorfhr.: 4.10,6.20,8.30.

auf Marke H. V. 45
N. V. 45

auf Marke H. S. 10
N. S. 10

auf Marke H. V. 46
N. V. 46

F

Die neuesten
Preiſe von 35 Pfennigen; Wochenberichte.

Beginn 4 Uhr.
N. V. 47

a 44 V 43 4e e e

62 verechtigt, die Verſicherung freiwillig in der höchſten
ehaltsklaſſe fortzuſetzen.

Solche Angeſtellte, die bislang noch nicht ver
rungspflichtig waren, aber das nunmehr auf Grund der
neuen Verordnung werden, können auf ihren Antrag
von der eigenen Beitragsleiſtung befreit werden, wenn
für ſie bis zum 30. Juni 1920 bei einer Lebensverſiche
rung ein Verſicherungsvertrag abgeſchloſſen wird und
dabei die Prämien eine beſtimmte Höhe erreichen. Sol-
chen Angeſtellten, die bisher nicht verſicherungspflichtig
waren und es nunmehr werden, kann in den nächſten3 Jahren nach vorheriger ärztlicher Unterſuchung ge-
ſtattet werden, die Wartezeit zum Bezuge der Leiſtungen
durch Einzahlung beſtimmter Beitragſummen abzu-
kürzen. Neu zu verſichernde Angeſtellte, die am 1. Mai
1920 das 55. Lebensjahr bereits vollendet haben, werden
auf ihren Antrag von der Verſicherungspflicht befreit,
wenn die Abkürzung der Wartezeit ihnen nicht geſtattet
wird oder dieſe ſonſt unmöglich iſt.

An den Gehaltsklaſſen wird nichts geändert. Die
höchſte derſelben, die nach dem Geſetz für die Jahres-
arbeitsverdienſte von 4000 bis 5000 Mk. vorhanden iſt,
muß auch M die neu in die Verſicherungspflicht ein-

lehuierstrage 9 Alte Prowenade ſl a.
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Vorfhr.: 4.20,6.30 8.40.
lawmenschwimnmsport

Naturaufnahme.

r u
Beginn 4 Uhr.

Wochentags bis 5 Uhr kleine Preise

Abſtimmung in Mft- und Weſtpreußen

tretenden Angeſtellten mit dem Jahreseinkommen bis e
zu 15 000 Mk. benutzt werden. Jm übrigen zeigt dasneue Geſetz die Kompliziertheit der Angeſtelltenverſiche- 9
rung von neuem und zwar in höherem Grade. Es
offenbart ſich immer mehr die Notwendigkeit, die Ange in
h erung mit der Jnvalideon- und Hinter-
liebenenverſicherung zu vereinigen. Die Erörterungen,

die hierüber ſchon wiederholt gepflogen worden ſind,
Des- müſſen unbedingt wieder aufgenommen werden. Gegen

wärtig haben die Verwaltungskoſten der Reichsverſiche-
rungsanſtalt für Angeſtellte einen ſolchen hohen Betrag
erreicht, daß ganz erhebliche Beitragsteile davon ver-
ſchlungen werden und die Verſicherung gar nicht beſtehen 2
könnte, wenn ſie die im Geſetz vorgeſehenen Leiſtungen Reichin volkem Umfange jetzt ſchon gewähren müßte. löſun

vGvwonaannmKnxakaweoun v
B d ereſchwerden

über unregelmäßige und unypünktliche Zuſtellung der Volks „blau
r melde man ſofort in der Expedition, Große der j

lrichſtraße 27, it ſogleich Abhilfe geſchaffen werden Wiede

kann. wärtin mit d neueſtApollo Theater 8 Uhr r
Nur noch 3 Tage

Die Erbtante“ emit Paul Bechers und Fritz Thurm-Silvare in

den Hauptrollen. i
j- iol klaſfet Ab Jul: Operettengastspie ebs

ngsPaf les Gölner Metropoltheators, I e v.
5 100600 Direktion Curt Bruck. mokr

Mnſikaliſche Leitung Dr. Hans Kaſſebaum. Steuer
oder Enſembleleitung: Direktor Eugen

a utſcDie—Kartendes Tode evdrich- tadt. Thesate
Eine schott. Ballade Konservatorium Dienstag, d. 29. Juni

in 5 Akten. WMittwg 4 Juni Ank. 6, Ende n. 11 Uhr
In den Hauptrollen: net „Die en x 5 en Operna c cceeeg2onrad Veidt (Wiederholung). Mittwoch
Adele Sandrock Karten im- Sehretariat. Emilia Galotti.

Der Mazziſlrat.

h

Bekanntmachung.
Der Verkehr und die Arbeiten im hieſigen Wohnungo-

amt und im Mietseinigungsamt haben einen ſo ſtarken Um
fang angenommen, daß auf eine geregelte Tä.igkeit nur zu
rechnen iſt, wenn die Verkehrszeit auf das Notwendigſte be
ſchränkt wird,

Das Büro der beiden Aemter Rathaus. Zimmer 19
iſt deshalb nur noch

Dienstag und Freitag, von 8 bis 3 Uhr,
für den Publikumverkehr geſperrt.

Dieſe Verkehrszeit gilt auch für die Anträge auf Auf-
welche am nächſtenhebung der Wohnungskündigungen.,

Kündigungstermin geſtellt werden.
Die Ortsbehörden bitten wir, für Bekanntmachung im

Intereſſe der Einwohnerſchaft Sorge zu tragen.
Bitterfeld, den 23. Juni 1920.

Der Magiſtrat. Wohnnngsamt. Fruhner.

ſezeresaſ Weißenfels e
Brotmarkenausgabe.

Die Ausgabe der Broimarken für die Zeit vom S. T.
bis 1. 8. 20 findet vom Dienstag. den 29. 6. bis Montag,
den 5. 7. in der Markenausgabeſtele des ſtädtiſchen Lebens-
mittelamtes Kloſterſtraße 8, von 7 bis 12 Uhr vormittags
nach dem für die letzte Ausgabe angeordneten neuen Ver-
fahren ſtatt und geht nach folgender Straßeneinteilung
vor ſich:

am Dienstag, den 39. Juni
on 7—9 Uhr n werden am:Tiſch 1 Am Bad, Bahnhofſtr., Bahnſtrecke

(Zeitzer), An der Beude, Am Blümer,
Bei Beuditz. Beuditzvorſtadt.

Tiſch 2 Beudttzſtr., Bergſtr.
Tiſch 3 Brauhausgaſſe, Brunnengaſſe, Gr.

und Burgſtr., Burgwerbener u.
Feldweg.

Tiſch 4 Dammſtr., Gr. u. Kl. Deichſtr.
von P. 12 u iaſtr, Frieden Am Forß

J enſtr., m 3s, Feldſtr.
Tiſch 2 Fiſchgaſe, Friedrichſtr. Friedrichspl.
Tiſch 3 Georgenberg u. Georgenbergſtr.
Tiſch 4 Goeiheſtr,, Gutenbergſtr. Guftav-

Adolſſtr.

Weißenfels, den 26. Juni 1920,
Der Magtſrat.

Bitterfeld ſern

ein halbes Pfund Bohnen
zum Preiſe von 65 Pfennigen

ein halbes Pfund Erbſen
zum Preiſe von 1.60 Wark.

4. Donnerstag, d. 1. Juli und Freitag, d. 2. Juli
auf Marke H. V. 48

N. V. 48
Margarine,

auf die Speiſefettmarke Nr. 4,
gültig vom 27. Juni bis 3. Juli

Butter.
Marmelade kann in beliebiger Menge

von 5.50 Mk. für das Pfund gekauft werden.
Der Verkauf der vorſtehend genannten Lebens-

mittel erfolgt in der Stadt Wittenberg ſowie in den

um Preiſe

die Markenkarten des Kreiſes für Verſorgungs-
berechtigte.

Die Verkäufer haben die abgeſchnittenen entwerteten
Warken am Wontag. den 28. Juni, in einem verſchloſſenen,
mit entſprechender Aufſchrift verſehenen Briefumſchlage an
die Gemeindebehörde in Wittenberg. Rathaus 1 Treppe,
Zimmer Nr. 2 unter Angabe des noch vorhandenen Be
ſtandes abzugeben.

Die Gemeindebehörden haben die eingereichten Marken
hierher zu ſenden.

Wittenberg den 24. Juni 1920.
Der Kreisausſchuß.

Freigabe von Brennſtoffen für die
Haushalte

Mit Wirkung v. 23. Juni 1920 ab werden nach 88 7
und 13 unſerer Hausbrandverbrauchsregelung vom 1. April
1920 hierdurch die Marken Z. K. 1 bis einſchl. Z. R. 5 der
Zuſatzkarte I. mit je einem Zentner Braunkohlenpreßſteinen
(ſogen. Naßpreßſteine) freigegeben.

Wittenberg, den 23. Juni 1920.
Der Magiſtrat.

Auf Grund der Bekanntmachung zur Fernhaltung un
zuverläſſiger Perſonen vom Handel vom 23. September 1915
(R. G. Bl. S. 603) haben wir durch Verfügung vom heu-
tigen Tage dem Bäckermeiſter Karl Grothe in Wittenberg,
Dresdenerſtraße Nr. 8, den Handel mit Mehl und Back-
waren aller Art wegen Unzuverläſſigkeit insbezug auf dieſen
Handelsbetrieb unterſagt.

Wittenberg, den 18. Juni 1920.
Die Polizeiverwaltung.

bitten wir unsere Parteigenossen und Leser
sich auf die Inserate in der „Volksstimme“

zu beziehen.

übrigen Städten und Gemeinden des Kreiſes auf

bei vollem Programm:
l. Nata t L Dlatz2“ Rang loge 4“

einschliesslich Kartensteuer.

4

Schluss der Anzeigen-Annahme 9 UVhr,

u

Nordhäuſer
Kautabak,

beſte Friedensqual., per Rolle
oder Stange M. 1,60 (Min-
deſtabgabe 10 Roll. od Stang.)
Schnupftabak. Ia. gelben u.
grünen ſowie ſämtl Tabak-
waren in beſter Qualität

offeriert und verſendet

Richard Dörre,
Tabakwarengroßhandlung,

Stettin, Poſtſtr. 30.
Wiederverk., Gaſtw., Händler
verlangen neueſte Preisliſte.
Billige Bezugsquelle. Große

Auswahl.
Großhandelserlaubnis. 2

Weſße Damen

Segeltuchöchuhe
ſolange Vorrat, verkaufe unt.

Einkaufspreis,

es hFe/ngsne lMAuche s
Bestes Aufwasch-, Potz-
und Reiniguogsmittel für

alle Zwecke

an spart Arbeit
Seifeund Geld
Zeo dadee in

Colonlalwaren-, Drogen-
Küehengeräte-

und Seifenhandlungen.

Pràmlert, Uygtene“ Dresden I

à Paar h und 69 mark.

Jüftet liebecgaben

Hersteller:
(hem. Merke hen Vernaneee m.

m. P.
Kemmlitz-Mügeine enBezirks- Generei Vertriep uſw. pp. dilig.

Gebr. Plato
Gr. Brauhausſtraße 29.en u

für die durchreiſenden Abſtimmung
berechtigten!

Abzugeben Markt 24, Wagegebäude. Blumen, Girlanden,
Fahnen pp., ſind abzugeben am 3. Juli 1920, nachmittag
von 2 Uhr ab, am Bahnhof. Näheres ſiehe im örtlichen

Teile der vorliegenden Ausgabe.

Neu!
Fraueuſiwmnen

Beiträge der ſozialdemo-
kratiſchen Volksverkreke-
rinnen zu den Zeikfragen

Preis 2.75 Mark
und 200 Teuerungszuſchlag.

Verlag der Volksſtimme,
Gr. Ulrichſtraße 27.

Beſtellungen nehmen auch alle Austräger
entgegen.

W ——ä—Familien Nachricht.
Am Sonnabend früh verschied, infolge

Gasvergiftung, unser Parteigevosse

Alois Mittermeier
im 46. Lebensjahre

sowie seine Ehefrau Maria
im 49. Lebensjahre.

e o Stunde der Beerdigung wiräd
durch Handrzettel bekannt gegeben.

Ate Sozialdemokratiseho Parto

Ortsgruppe Neu-Nössen.
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u 99
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Halle, Montag, 28. Juni 1920.

Partei Angelegenheiten

Frauen und Mädchen der u Sozialdemokratiſchen Partei
alle.Mittwoch, den 30. Juni abends 8 Uhr in Wilsdorfs Ge

(ellſchaftshaus, Karlſtr. 14, Verſammlung. r
ig. Was verlangen wir Frauen vom

neuen eichstag. Rednerin: Frau Röpert-Halle.2. Organiſationsfragen. Alle Frauen und Mädchen der
Fartei ſind zu dieſer Verſammlung freundlichſt eingeladen.

Der Vorſtand.

S. P. D. rGroße
den 1. Juli, abends 7 in „Wilsdorfs Geſeſchaftshaus“. Da äußerſt w tige Angelegen iten zur
Beſprechung ſtehen, iſt das Erſcheinen aller Funktionäre
notwendig. Eintritt gegen Funktionär-Legitimation.

Aer geilsapoſtel.

Die Zeiten ſind ernſt. Gewiß. Nach kangem Hängen
und Würgen iſt ein Kabinett im Reiche zuſtande ge
kommen, das nun da oben thront wie auf einem

e

Enlverfaß, das jeden Augenblick z2ſſtogen kann. Die
enkt,uation iſt ernſt, wenn man b daß in achtTagen dieſes Kabinett mit unſeren ſiegreichen Gegnern

verhandeln ſoll, wir alle wünſchen: Nicht erf olglos.Aber bei allem Ernſt darf auch der Humor nicht zu
kurz kommen. Getreu nach dem Motto: „Gerad' aus
dem Wirtshaus komm' ich heraus, Straße wie wunder-
lich ſiehſt du mir aus“, ſchreibt am Sonntag der Leit-
artikler im „Volkbslatt“ nach einer Schilderung einzel-
ner Kabinettsmitglieder folgendes über die Gegenwart:

„Gerade die charakteriſtiſchen Begleiterſ einungen
dieſer n haben im revolutionärenProletariat die Ueberzeugung gefeſtigt, daß der bürger
liche Parlamentarismus aufgehört hat lebensfähig zu
ſein, daß er in den letzten Feg liegt. Einſtweilen
iſt ihm noch eine Gnadenfriſt aber p53 ſteht

n Erbe wartend am Tor: der revolutionäre
Rätekongreß“.

Keine Spur von Verfſtändnis findet man in dieſen
Worten, daß, wenn auch nicht der Akt der Regierungs-
bildung, doch der Ausfall der Wahlen nur das Spiegel-
bild wirklicher Verhältniſſe iſt, daß wir aus beiden das
eine feſtſtehende Faktum erſehen können: der Zug nach
ſozialiſtiſcher Wirtſchaftsordnung iſt ſchwächer, der Zug
nach kapitaliſtiſcher ſtärker eworden, wenn ſich die
Freunde des kapitaliſtiſchen Privaäteigentums an Pro
duktionsmitteln auch in verſchiedene Parteien ſpalten.

Beilage zur Volksſtimme.
ein unklares Räteſyſtem iſt ja nur eine ungeſchickte Nachäfferei dieſes Menſchen a ſeines ge
waltig nachwirkenden Geiſtes.

mm
Aus dem 6tudtlrels.

Halle 28. Juni 1920.

Abſtimmung in Oſt und Weſtpreußen.
Die Sonderzüge nach den Abſtimmungsgebieten paſſieren

Halle am 4., 5. und 6. Juli um 7,14 Uhr vormittags. Um den
Durchreiſenden zu zeigen, daß die von ihnen verlangen Anſtren-
gungen in geldlicher und körperlicher Hinſicht auch von den Hal
lenſern gewürdigt werde, bitten wir die Einwohner von Halle
und. Umgebung recht viel Liebesgaben uſw. der Arbeitsgemein-
ſchaft für die Abſtimmungsgebiete Halle a. S., Markt 24, Wage-
gebäude, in der Zeit von t bis 12 Uhr vormittags, zukommen zu
laſſen. Die Jnhaber von Gärten uſw. bitten wir zur Schmückung
des Bahnhofes Blumen, Girlanden, Fahnen uſw. dem Ausſchuß
am Sonnabend den 3. Juli, nachmittags von 2 Uhr ab, auf dem
Bahnhof zur Verfügung zu ſtellen.

An die verehrlichen Vereine, Jnnungen, Korporationen uſw.
richten wir die Bitte, ſich an den Tagen durch Abordnungen ver
treten zu laſſen. Die Geſangvereine würden uns und namentli
die Abſtimmungsberechtigten zu Dank verpflichten, wenn ſie dur
en vaterländiſche Lieder zur Hebung der Stimmung beitragen
würden.

Es iſt für etwa 500 Abſtimmungsberechtigte für die Nacht vom
4. zum 5. und vom 5. zum 6. Juli 1920 Quartier, möglichſt unent-
geldlich, erforderlich und wird die Einwohnerſchaft gebeten, im
weiteſten Maße den aus der Umgebung zuſtrömenden Maſſen
Quartiere für die Nächte zu gewähren. Es gilt einen Kampf
gegen Vergewaltigung und alle müſſen beitragen, daß Deutſchland
auf dem Kampffelde am 11. Juli ſiegreich iſt.

Es iſt noch viel Arbeit erforderlich und werden ſich für die
e Sache intereſſierende Mitbürger gebeten, ſich

Markt 24, gegebäude, der oben angegebenen Zeit zu melden.

Sänglinge im Sommer.
Die jetzt herrſchende Wärme bedroht, wie allgemein bekannt

iſt, das Leben der Kinder im Säuglingsalter ganz beſonders, und
deshalb dürfte es notwendig ſein, ein Mahnwort an die Mütter
zu richten. Die Ernährung an der Mutterbruſt iſt der beſte Schutz
gegen alle Erkrankungen der Säuglinge und ganz beſonders gegen
den ſo gefährlichen und gefürchteten Brechdurchfall. Deswegen
ſollten in der heißen Jahreszeit, wenn es irgend möglich iſt. die
Kinder nicht abgewöhnt werden. Die mit Kuhmilch ernährten
Kinder ſind im Sommer vornehmlich gefährdet, weil die Milch
leicht verdirbt und verdorbene Milch Durchfall verurſacht. Des-
halb muß ſie vor dem Verderben geſchützt werden. Dazu iſt vor
allen Dingen nötig. ſie kühl aufzubewahren und gut zu bedecken.
Jſt ein Eisſchrank vorhanden, ſo hebe man ſie darin auf, nachdem
ſie vorher in kaltem Waſſer gekühlt iſt. Hat man keinen Eis-
ſchrank, ſo ſtelle man ſie in kaltes Waſſer, das oft gewechſelt wer
den muß. Milch vom vorhergehenden Tage gebe man dem Säug-
ling nie, wenn ſie nicht auf Eis aufbewahrt war. An heißen

Dieſes Spiegelbild paßt dem Leitartikler nicht, er Sommertagen ſollen die Kinder etwas weniger Milch erhalten als
ignoriert es bei ſeinen logiſchen Schlüſſen, er kehrt ihm z ſonſt: haben ſie Durſt, ſo gebe man kleine Mengen abgekochten
ſeinen Allerwerteſten zu und ſt
wo ihm in himmliſcher Verklärung das Zeichen ſeines
Rätebreviers erſcheint, ſo daß er ganz trunken wird.

Man ſagt, der Glaube wäre imſtande, re zu ver
ſetzen. Er kann noch mehr. Er verſetzt den Gläubigen
a priori auch gleich auf die Spitze des Berges, und wie
Polykrates auf ſeines Daches Zinnen erklärt er, „dies
alles iſt mir untertänig“.

Schwerebrett, nehmen wir doch die Schaffung eines
Rätekongreſſes nicht nur philoſophiſch, ſondern einmal
praktiſch ins Auge. Was ſehen wir da, wenn wir die
Ereigniſſe in der Rätebewegung der letzten Wochen auf
der Erde und nicht in den Wolken betrachten? Da
wollen wir gſeich am linken Ende anfangen. Däumig,
Müller und Maltzahn mit ihrer revolutionären Räte-
zentrale ſind ſchon aufgeflogen, wie es dem bürgerlichen
Kabinett erſt noch bevorſteht. Der revolutionäre Metall
arbeiterverband macht da nicht mehr mit, er iſt ſchon
nicht mehr ſo revolutionär, ſondern in ſeinem Jnnern
entwickeln ſich ſchon Kompromißgefühle für die ſo
genannten Schildhalter der Kapitaliſten im Allgemeinen
Deutſchen Gewerkſchaftsbund. Und nun erſt die Afa,
die Arbeits gemeinſchaft für Angeſtelltenverbände, die
iſt ja noch viel waſchlappiger wie der A. D. G. B. Doch
auch der Leitartikler des „Volksblattes“ will ja auf
ſeinem revolutionären Kongreß Hand und Kopfarbeiter
vereinigen. Meint er, daß unter dieſen Umſtänden ein
ſolcher Kongreß ein einheitlicheres Bild zeigt als das
bürgerliche Parlament, der jetzige Reichstag.

Aber ich weiß. Er will ja alle entgegenſtehenden
Tendenzen kapitaliſtiſcher Natur durch ſeine Diktatur
ausſchalten. Die rote Armee müßte dazu da ſein, ihn
zu ſchützen. Der Metallarbeiterverband mit ſeinen
700 000 Mitgliedern hätte das ſchönſte Objekt dazu ab-
gegeben, aber leider hat ſchon vorher den Treueid
gebrochen, ehe er noch zum Kampf eingeſetzt wurde. Alſo

r hinauf in die Wolken,

vürde es nicht dazu kommen, wenn die Müller, Maltzahn
und Däumig auf einem Rätekongreß, auf dem die Afa,
der Allgem. Deutſche Gewerkſchaftsbund, der Deutſche
Metallarbeiterverband extra und beſonders, ſchließlich
noch die Syndikaliſten oder auch einige Demokraten undZentrumler ihren ablehnenden Standpunkt durch Mehr

heitsbeſchluß bekunden, daß das dann die Müller,
Maltzahn und Däumig durch die Tätigkeit einer roten
Armee dieſe Beſchlüſſe nach ihrer Richtung hin korri-
geren könnten. Nein, nein. Mit dieſem revolutionären
Rätekongreß iſt es auch nichts.

Doch halten wir uns an andere Tatſachen. Vor
Tagen war hier in Halle ein Vorläufer eines Räte-

kongreſſes. Hat er nicht noch mehr den Eindruck einer
Schwatzbude gemacht, denn ein bürgerliches Parlament?
Betrachten wir uns weiter die Tätigkeit der Keimzelken
aller Rätekongreſſe, die Betriebsräte. Haben ſich da im
Innern nicht auch die ſchärfſten Gegenſätze herausge-
bildet? Mag ſich der Leitartikler doch einmal beim
Betriebsrat der chemiſchen Induſtrie in Bitterfeld er
kundigen. Noch nicht einmal in ſolchen, doch immerhin
kleinen Zirkeln iſt ein harmoniſches Arbeiten. Da zeigen
ſich dieſelben Gegenſätze, dieſelbe Parteienbildung wie
im Parlament. Aus alledem folgt, ein ſolch prophezeiter
volutionärer Rätekongreß würde einen uoch jammer-
volleren Anblick gewähren wie der 'Reichstag, würde
noch weniger etwas Erſprießliches leiſten wie dieſer.

Es iſt ja auch nur die Heldenpoſe, weswegen man
unter die Propheten geht. Laſſalle zeigte einen wahren
Seherblick als er anf die Bedeutung des allgemeinen
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kühlen Waſſers. Auch die Kleidung der Säuglinge iſt an heißen
Tagen beſonders wichtig. Ueberwärmung muß ſtreng vermieden
werden. Federbetten, Watte und Steckbett bringen Beläſtigungen.
Jm Freien ſei das Kind gleichfalls leicht bekleidet. Man bade es
täglich und waſche es öfters mit kühlem Waſſer als gewöhnlich.
Ein guter Schutz vor Fliegen behütet es vor Qualen und geſund-
heitlichen Gefahren. Jede Erkrankung der Kinder erfordert in
der heißen Jahreszeit doppelte Vorſicht. Darum frage man den
Arzt, auch wenn es ſich um geringfügige Krankheitsanzeichen zu
handeln ſcheint.

Beſchädigung der Telegraphenanlagen.
Die Obervpoſtdirektion ſchreibt uns:
Die Reichs-Telegraphen- und Fernſprechlinien werden viel

ach vorſätzlich oder fahrläſſig durch Zertrümmern der Porzellan
ppelglocken, durch das Werfen von Drahtſtücken auf die Lei-

tungen und durch den Diebſtahl von Leitungsmaterial beſchädigt.
Es wird daher auf die Beſtimmungen aufmerkfam gemacht, die
zur Sicherung der Telegraphenanlagen im Strafgeſetzbuche für
das Deutſche Reich enthalten ſind. Sie lauten:

S 317. Wer vorſätzlich und rechtswidrig den Betrieb einer zu
öffentlichen Zwecken dienenden Telegraphenanlage dadurch ver-
hindert oder gefährdet, daß er Teile oder Zubehörungen derſelben
beſchädigt oder Veränderungen daran vornimmt, wird mit Ge-
fängnis von einem Monat bis zu drei Jahren beſtraft.

S 318. Wer fahrläſſiger Weiſe durch eene der vorbezeechneten
Handlungen den Betrieb einer zu öffentlichen Zwecken dienenden
Telegraphenanlage verhindert oder gefährdet, wird mit Gefängnis
bis zu einem Jahre oder mie Geldſtrafe bis zu 900 Mk. beſtraft.

Gleiche Strafe trifft die zur Beaufſichtigung und Bedienung
der Telegraphenanlagen und ihrer Zubehörungen angeſtellten
Perſonen, wenn ſie durch Vernachläſſigung der ihnen obliegenden
Pflichten den Betrieb verhindern oder gefährden.

S 318a. Die Vorſchriften in den 88 317 und 318 finden gleich-
mäßig Anwendung auf die Verhinderung oder Gefährdung des
Betriebes der zu öffentlichen Zwecken dienenden Rohrpoſtanlagen.

Unter Telegraphenanlagen im Sinne der F8 317 und 318
ſind Fernſprechanlagen mitbegriffen.

Wer die Urheber von Beſchädigung der Telegraphenanlagen
ermittelt und ſo zur Anzeige bringt, daß ſie zum Erſatze oder zur
Strafe herangezogen werden können, erhält eine Belohnung aus
der Reichskaſſe. Dieſe Belohnungen werden auch dann bewilligt,
wenn die uldigen wegen jugendlichen Alters oder ſonſtiger
perſönlicher Gründe nicht haben beſtraft werden können, oder
wenn durch rechtzeitiges Einſchreiten der zu belohnenden Per-
ſonen die Beſchädigung verhindert worden iſt.

Der Steuerabzug bei Hausangeſtellten. Das Einkommen
der in den Haushaltungen gegen Lohn oder Gehalt ſtändig Be-
ſchäftigten ſetzt ſich aus Barlohn und Sachbezügen zuſammen.
Letztere werden gemäß S 2 der Beſtimmungen über die vorläufige
Erhebung der Einkommenſteuer durch Abzug vom Arbeitslohn
vom 21. Mai d. J. nach den Ortspreiſen angerechnet, die das
Verſicherungsamt nach S 160 Abſatz 2 der Reichsverſicherungsord
nung feſtgeſetzt hat. Der Wert der den Hausangeſtellten gewähr-
ten Wohnung und Beköſtigung wird in der Regel den Betrag
des Barlohnes erheblich überſteigen. Es würde nun zu außer-
ordentlichen Härten führen, wenn der zehnprozentige Steuerabzug,
der für alle nach dem 24. d. M. erfolgenden Lohn- oder Gehalts-
zahlungen vorgeſchrieben iſt, von dem Geſamteinkommen zu er-
folgen hätte. Um ſolche Härten zu vermeiden, iſt die Beſtimmung
getroffen, daß der Steuerabzug ohne Rückſicht auf das Geſamtein-
kommen 20 v. H. des Barlohnes betragen ſoll.

Die Zahl der Arbeitsloſen. Wie das Reichsminiſterium
mitteilt, weiſt die Geſamtzahl der unterſtützten Erwerbsloſen in
Deutſchland auch am 1. Juni noch einen bemerkenswerten Rück
gang auf. Die Geſamntzohl der weiblichen Erwerbsloſen iſt aller
dings von 60 796 am 15. Mai auf 61 541 geſtiegen. Dagegen iſt
die Geſamtzahl der unterſtützten männlichen E werbsloſen von
213 654 auf 208 900 e Die Geſamtziffer der unterſtütztenErwerbelsfen beträgt ſomit am 1. Juni 270 441, während ſie am

15. Mai 274 450 betragen hatte. Die Zahl der mitunterſtützten
Angehörigen beläuft ſich auf 252 623 gegen 257 365 am 15. Mai
GroßBerlin weiſt auch in der letzten Berichtsveriode noch einen dem zwei Menſchenleben zum Opfer fielen, ereignete ſi
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erheblichen Rückgang auf. Die Zahl der unterſtützten Erwerbs-
loſen beträgt hier am 1. Juni 46 169 männliche und 10 375 weib-
liche Perſonen.

Mehr als die Hälfte aller deutſchen Kohlen birgt der Schoß
Oberſchleſiens. Was ſollte aus unſerer Brennſtoffverſorgung
werden, wenn unſer Beſitz an dieſem koſtbaren Material um einen
ſo ungeheuren Betrag verkürzt würde, wenn Oberſchleſien bei der
Abſtimmung an Polen fiele? Das Elend, das für uns die Folge
wäre, läßt ſich nicht ausmalen. Mit allen Kräften müſſen wir
es verhüten, müſſen wir verſuchen, die Abſtimmung zu unſeren
Gunſten zu wenden. Wir können das, wenn wir jedem Stimm-
berechtigten die Reiſe an ſeinen Abſtimmungsort ermöglichen,
wenn wir die „Grenz-Spende“ inſtand ſetzen, die Koſten hierfür
zu tragen. Dann muß aber auch wirklich jeder das Seine tun
und nach beſten Kräften dazu ſteuern. Daher erfülle jeder ſeine
Pflicht und gebe ſeinen Beitrag an die Geſchäftsſtelle unſeres
Blattes, die darüber öffentlich quittkiert.

Die Röntgenabteilung der Fürſorgeſtelle für Lungenkranke,
(Halle, Salzgrafenſtr. 1) hatte im Monat Mai im ganzen 301
Patienten abzufertigen. Die ſtete Steigerung der Beſuche der
Röntgenabteilung iſt ein Beweis dafür, wie ſich dieſe Form der
Krankheitserkennung eingebürgert hat. Leider ſind die außer-
ordentlich hohen Preiſe für Platten, Chemikalien, Röhren, Strom
uſw. mit daran ſchuld, daß nicht eine noch allgemeinere Benutzung
dieſer Einrichtung möglich iſt. Auch die halliſche Aerzteſchaft
ſendet im ſteigenden Maße ihre Kranken zur Aufnohme in die
Fürſorgeſtelle (Aufnahmen nur mit ärztlicher Ueberweiſung,
wochentags von 8—-19 Uhr). Unterſuchungen auf Blutfarbſtofſ
wurden in der Fürſorgeſtelle 17mal vorgenommen. Sie ergaben
ſtärkere Minderwerte bei der Unterſuchten. Sonſt verlief die
Fürſorgearbeit in den gewohnten Bahnen. Die Zahl der Be-
ſucher betrug 1350. Ueberweiſungen an Aerzte und Kliniken zur
Behandlung fanden 92mal ſtatt. Pirquetſche Jmpfungen auf
Tuberkuloſe wurden 145mal ausgeführt. Kochſche Proben
Kuren in Heilanſtalten, im Ausland in Ferienkolonien, in
Bädern wurden 56mal beantragt. Krankenhausaufnahmen wur
den in acht Fällen veranlaßt. Auf ſie wird beſonderer Wert ge-
legt, um eine vollſtändige Trennung von Geſunden und Kranken
durchführen zu können. Wegen herrſchendem Wohnungsmangel
verminderte ſich die Zahl der Wohnungszuſchüſſe auf 9.

Weibliche Standesbeamtinnen. Der „Reichsanzeiger“ ver-
öffentlicht das von der Nationalverſammlung beſchloſſene Geſetz
über den Perſonenſtand. Es intereſſiert daraus, daß zu Standes
beamten auch weibliche Perſonen beſtellt werden können, daß den
Verlobten ein Merkblatt über die Wichtigkeit ärztlicher Beratung
vor der Eheſchließung eingehändigt werden muß, und ſchließlich,
daß die Eheurkunden keinen Vermerk über die Religion mehr ent-
halten dürfen.

Wie verhält man ſich während eines Gewitters. Wie ge
fährlich es iſt, bei Hewitter unter Bäumen Zuflucht zu ſuchen, iſt
allgemein bekannt; doch die Erfahrung hat gelehrt, daß Eichen
und Ulmen gefährlicher als Buchen ſind, was vielleicht auf den
großen Oelgehalt der letzteren zurückzuführen iſt. Vor allem ſind
alleinſtehende Bäume zu meiden, während man im Walde ziemlich
ſicher iſt, ſofern man Stellen meidet, woſelbſt ein Baum hoch über
die andern hinwegragt. Wo kein Haus erreichbar iſt, dürfte ein
Holzſchuppen ein verhältnismäßig ſicheres Aſyl bieten, falls keine
Schafe, Kühe oder andere Tiere dort untergebracht ſind; denn um
alles Getier herum ſammelt ſich Elektrizität an, die den Blitz
anzieht. Dasſelbe gilt von Menſchenanſammlungen, und wenn
eine Geſellſchaft im Freien von einem Gewitter überraſcht wird,
iſt es beſſer, ſich zu zerſtreuen und geſondert Obdach fuchen.
Jm Hauſe halte man ſich weder in unmittelbarer Nähe eines
Herdes oder Ofens noch in einem Raume auf, worin ſich ein tele-
graphiſcher oder telephoniſcher Apparat befindet.

Ueberfall. Jn vergangener Nacht wurde ein hier wohnhafter
Student in der Uhlandſtraße von einem un nten Manne
überfallen und mit einem Meſſer im Gefſcht erheblich verletzt.
Er wurde in der Klinik verbunden.

Beim Baden ertrunken. Geſtern vormittag ertrank beim
Baden in der freien Saale an der Rabeninſel ein hier wohn
hafter Klempner. Die Leiche iſt bis jetzt noch nicht gefunden.

Opernabend im Heydrich-Konſervatorium. Die Wiederholung
iſt für Mittwoch, den 30. d. M., 168 im Saaltheater des Konſer-
votoriums angeſetzt. Jntereſſenten erhalten Eintrittskarten im
Sekretariat,.

Bad Wittekind. Vor einem großen Zuhörerkreiſe konzertierte
am vergangenen Mittwoch in Bad Wittekind das Philharmoniſche
Orcheſter unter der Leitung der Gaſtdirigentin Ludmila
Gehrecke. Die bedezutungsvolleren Werke, wie z. B. die
Huvertüre z. Oper: „Der Freiſchütz“ von Weber, die Ouvertüre
zu „Egmont“ yon Beethoven und der wuchtige „Fackeltanz“ von
Meyerbeer wurden in muſtergültiger Weiſe vorgetragen. Zart
erklangen das „Traumbild“ von Blon und das reizende Jnter
mezzo aus dem Ballet „Naila“ von Delibes. Das Wiener Tem-
perament der geſchätzten Dirigentin offenbarte ſich beſonders bei
der Wiedergabe des Marſches „Deutſche Eichen“ von Blatzheim,
der Mazurka-Caprice „Blau-Veilchen“ von Eilenberg, ſowie in
den beiden Walzern „Frühlingskinder“ von Waldteufel und
„Roſen aus dem Süden“ von Strauß. Sämtliche Vorträge wur
den durch ſtarken Beifall belohnt der die Dirigentin zu Zugaben
veranlaßte.

e

Provinz und Umgegend

Merſeburg. Aus der Stadtverordneten ſitzun
ſind noch folgende Punkte zu berichten: Jahresbericht de
ſtädtiſchen Sparkaſſe. Die Spareinlagen ſind auf 23
Millionen Mark geſtiegen. Reingewinn 341 000 Mark. Der Un
ſaß beträgt 30 Millionen Märk, wodurch die ſtädtiſche Sparkaſſe
in die Reihe der Großbanken eintritt. m Verpachtung ſtädti
ſchen Landes. Nach Mitteilung des Magiſtrats ſind 931
Parzellen verpachtet. Erhöhung der Krankenhaus
gebühren. Die erhöhte 50-Prozent-Erhöhung iſt auf 66
Prozent geſteigert worden und ſind täglich zu zahlen: Jn Klaſſe
III: Einheimiſche 12,50 M., Auswärtige 15 M.; in Klaſſe II:
Einheimiſche 18 M., Auswärtige 22,50 M. in Klaſſe I: Ein-
heimiſche 25 M., Auswärtige 30 M. Bewilligung von 1000 M.
für die Hochwaſſergeſchädigten in Mansfeld. Frau Scharch
(Soz.) begründet den Antrag befürwortend und wird entſprechend
beſchloſſen. Gewährung eines Gemeindedarlehns für die zwei
neuen Bauten in der Rektor-Block-Straße. St. Ruprecht
(Dn.) beantragt Zuſtimmung. Die Verſammlung genehmigt ent-
ſprechend mit der Bedingung. daß in jedem Hauſe zwei Familien-
wohnungen geſchaffen werden. Wahl eines Armenbezirksvor-
ſtehers für den 6. Bezirk wird Frau Scharch (Soz.) beſtimmt.

Hettſtedt. Eine Obſtplantage geplündert. Am
Freitag wurde eine in der Nähe des Schloſſes gelegene Kiſchbude
von einer Menge, die aus Leimbach, Kloſtermansfeld und Mans

kam, geſtürmt. Dem Oebſter wurden jedoch nicht nur die ge-
pflückten Kirſchen geſtohlen, ſondern auch noch die Bäume
plündert und dabei viele Aeſte abgebrochen. Der Oebſter wurde
mit ſeinen Leuten in die Flucht geſchlagen. Die Polizei war
„machtlos“ Hoffentlich gelingt es, die Anſtifter zur Rechen
ſchaft zu ziehen, denn wo ſollte es hinkommen, wenn dieſe „Sitte“
noch weiter um ſich greift.

Neu-Röſſen. Ein
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vom 2v. zum 26. Juni in der Kolonie. Der Schloſſermeiſter
e und ſeine Frau wurden früh von ihrem
tot im Bette aufgefunden. Die Urſache iſt Gasvergiftung.

Ueber die Entſtehung iſt bis zur Stunde noch nichts bekannt. Esdies ſeit arzer Jeit der zweite Fall mit tödlichem Ausgang.

Gasvergiftu in der hieſigen Kolonie mehren ſich in ganz
»rſchreckender Weiſe. Dem Schloſſermeiſter Mittermeier iſt wäh-
tend des Krieges in der Heimat ſeine Wohnungseinrichtung durch
Fliegerbomben zerſtört worden; vor zwei Monaten holte er ſeine
übriggebliebenen Möbel hierher und nach mühſamem Wieder-
anſchaffen endete er mit ſeiner Frau auf ſo tragiſche Weiſe.

Sangerhauſen. Der neue Landrat in den Spuren
des alten. Wer erinnert ſich nicht, wie unter der Regierung
Wilhelms des Friedfertigen einmal die Landräte in corpore
wider den Stachel löckten. Es war bei der Vorlage des Mittel-
landkanals im Anfang des Jahrhunderts, da die landrätlichen Ab-
geordneten im preußiſchen Landtage fein ſäuberlich alle einzelnen
Paragraphen ablehnten und wie zum Hohn nur die Ueberſchrift
er Regierungsvorlage ſtehen ließen. Sie wurden damals dutzend-
veiſe ihres Poſtens enthoben, gemaßregelt, wie die konſervativen
Blätter behaupteten. Nach einiger Zeit ſind ſie dann die Treppe
zinaufgefallen. Auch der neugebackene Landrat des Kreiſes
Sangerhauſen, Herr Kaſparek, beginnt ſeine Laufbahn damit, wider
den Stachel zu löcken. Man lieſt. daß er als politiſcher Beamter
der Regierung. zunächſt eine Proteſtverſammlung gegen den zehn
orozentigen Steuerabzug abgehalten hat Er hat den unbezähm-
daren Drang, volkstümlich zu bleiben. Hätte er ſoviel Gewalt
wie die interalliierten Kommiſſionen, er würde beſtimmt den Ab-
zug verbieten, um billige Lorbeeren zu ernten. Wir ſind geſpannt,
wie ſich Herr Kaſparek weiter entwickeln wird. Ob er auf dieſe
Art und Weiſe die Treppe hinauffallen will, oder ob er ſeines
Amtes ſchon überdrüſſig iſt und ſich nur einen guten Abgang ver-
ſchaffen will? Die Neigung, eine humoriſtiſche Figur zu bilden,
hat er ja ſchon immer gehabt.

Gevercuftſines

10. Verbandstag der BVuchdrucker.

k. Nürnberg, 24. Juni.
Seit dem 14. Juni verhandelten hier die Vertreter des

veutſchen Buchdruckerverbandes auf ihrer 10. Generalverſamm-
ung. Außer den über 150 Delegierten und Verbandsangeſtellten
waren auch zahlreiche Gäſte anweſend, ſo Vertreter aus Deutſch
Deſterreich, Tſchechien, Ungarn, Schweiz, Holland, Schweden,
erner Vertreter der anderen graphiſchen Organiſatfonen.

Wie auf den vorausgegangenen Gewerkſchaftstagungen, hat
uch auf dieſem Kongreß die Parteipolitik eine erhebliche Rolle
geſpielt. Jn Vorausſicht deſſen waren die Verhandlungen auch
ſchon im Voraus auf 10 Tage bemeſſen worden, dieſe Zeit reichte
aber noch immer nicht aus, es mußte noch ein Tag zugegeben
werden.

Die parteivpolitiſchen Auseinanderſetzungen ſetzten ſchon beim
Vorſtandsbericht ſehr heftig ein, ſo daß die Beratungen hierüber
216 Tage in Anſpruch nahmen. Die Oppoſition, deren Haupt-
wortführer aus den Mitgliedſchaften Berlin und Leipzig kamen,
griff die ſog. Kriegspolitik der Gewerkſchaften und was damit
zuſammenhängt, an, beſonders ſcharf ging ſie gegen die General-
kommiſſion vor, deren Vertreter Graßmann, früher 2. Vorſitzen-
der des Buchdruckerverbandes, die Angriffe wirkungsvoll zurück-
wies. Nach beendeter Ausſprache wurde ein Antrag Kotte-
Berlin, der dem Vorſtand eine Art Mißtrauensvotum ausſtellen
will, in namentlicher Abſtimmung mit 114 gegen 29 Stimmen
abgelehnt, dagegen ein Antrag, der feſtſtellt, daß der Vorſtand
nach Lage der Verhältniſſe ſeine Aufgaben und ſeine Pflicht er-
füllt hat, mit allen gegen 34 Stimmen angenommen. Zwei
andere Anträge befaſſen ſich mit den revolutionären Vorgängen
im letzten März. Eine längere Reſolution Böttcher-Leipzig ver-
iangt, daß bei Ausbruch revolutionärer Ereigniſſe die Verbands-
nitglieder die Herſtellung gegenrevolutionärer Druckerzeugniſſe
xrweigern und nur die Zeitungen herſtellen, die von den jeweils
rewählten Kampfleitungen der Arbeiterſchaft als maßgebende
Sublikationsblätter gewählt werden. Dieſe Reſolution wurde
ebenfalls in namentlicher Abſtimmung mit 103 gegen 40 Stimmen
rbgelehnt, dafür ein Antrag angenommen, in dem mit Genug-

tuung feſtgeſtellt wird, daß f die Buchdrucker einmütig am
Generalſtreik im März beteiligt haben; um für die Zukunft einheitliche Maßnahmen bei ähnlichen Gele enheiten zu erzielen,wird zum Ausdruck gebracht, daß von den Zentralſteuen oder von

den von dieſen zur Leitung der Bewegung eingeſetzten
Jnſtanzen beſtimmt wird, welche Preßerzeugniſſe und Publika
tionen zur Bekämpfung gegenrevolutionärer Beſtrebungen her-
zuſtellen ſind. Weitere Bemerkungen der Entſchließung richten
ſich gegen die Zeitungsverbote und gegen die Vertruſtung des
Zeitungsgewerbes.

Ein angenommener Antrag Ebel-Berlin bedauert die Aus-
ſchaltung des graphiſchen Gewerbes aus dem neugeſchaffenen
Reichswirtſchaftsrat und fordert, daß auch den Arbeitern dieſes
wichtigen Gewerbes eine Vertretung in dieſer Körperſchaft zu
gebilligt wird Gegen einen Erlaß des Reichspoſtminiſters, der
anordnet, daß in den Poſtſcheckämtern nur noch angelernte Ar-
beiter verwendet werden ſollen, wird proteſtiert, der Vorſtand
wird beauftragt, bei der Reichspoſtverwaltung auf Einhaltung
der tariflichen Beſtimmungen zu dringen. Das gleiche wird für
die Fahrkartendruckereien der Staatsbahnen gefordert.

Bei der Stellungnahme zu den Anträgen die Statutenände-
rungen betreffend, kam es zu einer Neuauflage der parteipoliti-
ſchen Debatten. Fülle-Berlin hielt dabei ein großes Referat über
„Neuorientierung und Mitbeſtimmungsrecht“, als Korreferent
wurde Böttcher-Leipzig zugelaſſen. Auch hier dauerte die Debatte
mehrere Tage. Beſondere Angriffspunkte für die Oppoſition
waren die Tarifgemeinſchaft, das Unterſtützungsweſen uſw. Leb-
haft trat ſie für Zuſammenfaſſung des Unterſtützungsweſens uſw.,
lebhaft trat ſie für Zuſammenfaſſung aller graphiſchen Berufe zu
einem Jnduſtrieverband ein. Sozialiſierung, Räteſyſtem u. dgl.
ſpielten eine erhebliche Rolle in den Debatten. Die zahlreichen
Anträge wurden zwei Kommiſſionen zur Vorberatung übergeben,
die tagelang darüber verhandelten.

Die Beſprechung über die Lage auf dem Tarifgebiet wurde
in geſchloſſener Sitzung behandelt. Das Ergebnis der mehr-
tägigen Debatten war eine Entſchließung, die grundſätzlich an
der zentralen Regelung der Arbeits und n u feſt
hält und in einem organiſchen Ausbau der bisherigen Tarif-
gemeinſchaft zu einer ſozialen Gemeinwirtſchaft eine ernſte Zu-
kunftsaufgabe erblickt, wozu folgende Richtlinien aufgeſtellt wer
den: 1. Möglichſte Vereinfachung in der Organiſation und in den
tariflichen Feſtſetzungen; 2. Mitbeſtimmungsrecht. der geſamten
Tarifkontrahenten bei den ordentlichen Tarifabſchlüſſen durch
Einfügung der Urabſtimmung über das in den Verhandlungen
feſtgelegte Reſultat; 3. Aufnahme verbeſſerter Schutzbeſtimmungen
für die Vertrauensmänner der Gehilfen, ſowie Aufnahme der
Betriebsrätebeſtimmungen in verbeſſerter Form in den Tarif;
t. Anpaſſung der Grundlöhne an die beſtehenden Verhältniſſe;
5. Umgeſtaltung der Lokalzuſchlagsbeſtimmungen: 6. Verkürzung
der Arbeitszeit am Sonnabend und an den Vorabenden von
Feiertagen, ferner durchgreifende Maßnahmen zur Bekämpfung
der Arbeitsloſigkeit. Die Gehilfenvertreter werden beauftragt,
zur Durchführung dieſer Grundſätze die Tarifkündigung einzu-
reichen und die Einleitung von Verhandlungen zu beantragen.
Die bis zum 15. Auguſt beim Vorſtand einzureichenden Gehilfen-
anträge ſind von einer Kommiſſion einer Ausleſe zu unterziehen
und einer Gauvorſteherkonferenz vorzulegen, die endgültig über
die Anträge entſcheidet. Den Mitgliedern und Verbandsinſtanzen
wird zur Pflicht gemacht. alle ordnungsmäßig eingegangenen Ver-
pflichtungen und Abmachungen zu beachten, lokale wilde Streiks
ſind unzuläſſig. Es wird ferner Kenntnis genommen von den zur
Tarifberatung bereits bekanntgegebenen Anträgen der Prinzipale
und die Bereitſchaft erklärt, von Organiſation zu Organiſation
näher zu treten, aber unter der Vorausſetzung, daß Sonder-
ocganiſationen, wie die ſogen. Abwehrorganiſation der Prinzi-
pale beſeitigt werden und der Tarif auch wirklich den in den Zeit-
verhältniſſen begründeten Anforderungen entſpricht. Endlich er-
klärt ſich die Generalverſammlung einverſtanden, daß der
Schaffung eines einheitlichen Manteltarifes für das geſamte
graphiſche Gewerbe nähergetreten wird.

Die Regelung der Verhältniſſe zu den von den Gebiets-
abtretungen betroffenen Verbandskollegen wird dem Vorſtand
überlaſſen.

Bei Beſprechung des Verhältniſſes zum Deutſchen Gewer-
ſchaftsbund treten wiederum die gegenſätzlichen Auffaſſungen ſcharf
hervor Zum Schluſſe der Beſprechung wurde eine Erklärung für
eine baldige zeitgemäße Reform der Sozialgeſetzgebung, insbe-
ſondere der Alters-, Jnvaliden- und Hinterbliebenenverſicherung
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angenommen, ebenſo ein Antrag, daß die dem
Reichsbund der Arbeitsinvaliden weitgehendſte materielle We
moraliſche Unterſtützung gewähren ſoll. Ein Antrag auf Vor-
arme Dretehag zum Gewerkſchaftskongreß durch Urwahlen
wurde abgelehnt.Gegen die Redaktionsführung des Korreſpondent wurden von
der Oppoſition ebenfalls mancherlei Einwände und Angriffe er
hoben, gegen die ſich der Redakteur Krahl entſchieden vert i
Ein Mißtrauensvotum gegen die Redaktion und ein Antrag, die
Redaktion der Zenſur des Vorſtandes zu unterſtellen, wurden ab
gelehnt. Der Abonnementspreis wird ab 1. Oktober auf 1,50 M.
erhöht, ebenſo werden die Jnſertionspreiſe hinaufgeſetzt. Die
Redaktion ſoll, wenn die Verhältniſſe dazu gegeben ſind, an den
Sitz des Vorſtandes Berlin verlegt werden.

Zum Punkt „Jnternationaler Buchdruckerkongreß“ wurde eine
Reſolution angenommen, die der organiſierten Arbeiterſchaft der
ganzen Welt brüderliche Grüße entbietet und erklärt, daß der
Verband der Deutſchen Buchdrucker den Bruderorganiſationen der
anzen Welt die Hand zur Wiederaufrichtung der internationalen
Zeziehungen reicht. Ferner wird dagegen die Schandwirtſchaff

in Ungarn proteſtiert und den ungariſchen Brüdern beſondere
Sympathie ausgeſprochen,

Nach Entgegennahme eines Referats über den Bildungs-
verband der deutſchen Buchdrucker wurde die Frage des Zuſammen
ſchluſſes der graphiſchen Organiſationen behandelt und eine Reſo-
lution angenommen, in der die bisherigen Schritte in dieſer Rich
tung gebilligt, die vereinbarten Satzungen des graphiſchen Bun
des anerkannt werden und der Vorſtand beauftragt wird, die für
den organiſatoriſchen Zuſammenhang der graphiſchen Arbeiter
notwendigen Vorbedingungen zu ſchaffen.

Jnzwiſchen waren die Kommiſſionen endlich mit ihrer Arbeit
fertig geworden und konnten die Anträge zum Statut behandelt
werden. Die Vorlagen wurden mit geringen Aenderungen an
genommen. Die parteipolitiſche und religiöſe Neutralität wird
beibehalten. Neu iſt in den Zwecken des Verbandes die Er-
ſtrebung einer gemein wirtſchaftlichen Broduktionsweiſe. Der Be-
ſchluß des Kölner Verbandstages über das Verhältnis der Spar
ten zum Verband und das Verbot, eine Handſetzerſparte zu grün
den, wurden aufgehoben Die Vertreter der Sparten' erhalten
weitgehendes Einſpruchsrecht gegen Beſchlüſſe des Tarifaus-
ſchuſſes bei Sonderbeſtimmungen für die Sparten. Der Vorſtand
wird beauftragt, eine Wahlordnung für die Delegiertenwahlen
zum Verbandstag auszurbeiten und einer Gauvorſteherkonferenz
vorzulegen. Jm Prinzip erklärt ſich die Generalverſammlung da
für, daß die Unterſtützungseinrichtungen vom Verband abgetrennt
und geſondert geführt werden. Die weiteren Vorarbeiten werden
dem Vorſtand überlaſſen. Jm übrigen werden durch eine ange-
nommene Reſolution die Unterſtützungen als notwendige Hilfs-
mittel im wirtſchaftlichen Kampfe erklärt, deren Aufrechterhaltung
erſt fortfallen kann, wenn der Ausbau der Sozialverſicherung ſo
weit gefördert iſt, daß jeder Erwerbstätige gegen wirtſchaftliche
Nöte ausreichend geſichert iſt. Die neuen Unterſtützungsſätze
treten am 27. Juni in Kraft. Der Verbandsbeitrag wird vom
genannten Tage ab auf 3,50 M. erhöht. Die von der Lehrlings-
kommiſſion vorgelegten Satzungen einer Lehrlingsabteilung wur-
den gutgeheißen. Die Abteilung tritt am 1. Oktober ins Leben.

Als Ort der nächſten Generalverſammlung wurde Leipzig be
ſtimmt. Eine Reſolution gegen den Papierwucher wurde ange
nommen, ebenſo ein Antrag, der Maßnahmen in der Arbeitsloſen-
frage und gegen das Ueberſtundenſchinden fordert.

Durch Beſchluß wurde der Vorſtand ermächtigt, das Haus in
Berlin, in dem ſich zur Zeit die Verbandsbüros befinden, anzu
kaufen. Einige Anträge auf Erſatz der Koſten für wilde Streiks
wurden abgelehnt.

Bei den Wahlen wurden gewählt 1. Vorſ. Seitz, 2. Vorſ.
Krauß-Eſſen, Kaſſierer Eifler und Schweinitz, Hauptverwalter
Glaſer, Sekretäre Fülle und Höhne. Als Redakteure wurden
wiedergewählt Schäffer, Helmholz und Krahl. Die Oppoſition
hotte als 2. Vorſitzenden Vierrath-Berlin vorgeſchlagen, der es
bis auf 61 Stimmen brachte, als Redakteur für Krahl hatte ſie
Böttcher-Leipzig vorgeſchlagen. der mit 43 gegen 93 Stimmen
unterlag. Damit waren die Arbeiten des Verbandstages nach
11tägiger Duer erledigt.
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Bekanntmachung.
Vorſchriften über den Verkehr mit Frühkartoffeln aus der Ernte

des Jahres 1920.
1. Der örtliche Verkehr mit Frühkartoffeln bleibt frei.
Der Verſand der Frühkartoffeln als Stückgut oder per Achſe

erfolgt ohne Mitwirkung der Provinzialkartoffelſtelle.
2. Die Provinzialkartoffelſtelle vermittelt die Lieferung der

Frühkartoffeln, ſoweit ſie auf der Eiſenbahn in Wagenladungen
erſandt werden, innerhalb und außerhalb der Provinz Sachſen
und überträgt ſie Landwirten und Händlern, die ſie zum Verſand
ausdrücklich zugelaſſen hat. Die Lieferanten liefern die Früh-
kartoffeln auf eigene Rechnung und Gefahr, nicht als Krmmiſſio-
näre der Provinzialkartoffelſtelle. Der Ankauf der Kartoffeln
bei den Landwirten iſt lediglich Sache der Händler.

3. Es ſind geſunde, brauchbare Speiſekartoffeln in zeitgemäßer
Beſchaffenheit von mindeſtens 1 Zoll Größe zu liefern.

4. Bei der Provinzialkortoffelſtelle wird eine Preisſtelle ge-
hildet, welche die jeweils gültigen Erzeugerhöchſtpreiſe für Früh
tartoffeln feſtſetzt, die öffentlich bekanntgegeben werden.

5. Die Frühkartoffeln ſind, ſolange es erforderlich iſt, in
Säcken zu liefern. Die Empfänger haben das Verpackungsmaterial
eigentümlich zu übernehmen. Als Höchſtpreis für Papierſäckcke, die
inen Zentner faſſen iſt 4,.50 Mt. für das Stück in Ausſicht ge-
nommen; die endgültige Feſtſetzung nach Maßgabe des Tages-
preiſes bleibt vorbehalten. Bei anderen Säcken iſt ein angemeſſe-
ner Aufſchlag zu zahlen.

6. Die Händler erhalten für ihre Tätigkeit einſchließlich des
ahnfertigen Verſands eine Entſchädigung von 1 Mk. für den
zentner. Die Provinzialkartoffelſtelle iſt berechtigt, die Entſchä-
digung nach dem 1. Auguſt herabzuſetzen. Die Entſchädigung iſt
von den Empfängern zu zahlen.

7. Die Händler und Landwirte melden der Pro-
vinzialkartoffelſtelle bis zum Donnerstag früh jeder Woche unter
Angabe des Kreiſes aus dem ſie liefern. und der Verladeſtation,
welche Mengen ſie in der nächſten Woche liefern können und er-
halten möglichſt am Sonnabend früh die Mitteilung, welche Men
gen und wohin ſie dieſelben in der nächſten Woche zu liefern
haben. Ob und inwieweit eine Ueberlieferung geſtattet wird,
wird jedesmal beſonders mitgeteilt.

Die Empfangsſtellen rufen vor Mittwoch abend unter Be
nutzung der vorgeſchriebenen Formulare die in der nächſten Woche
gewünſchten Kartoffelmengen ab. Sie erhalten ſtets Nachricht,
woher ihnen Kartoffeln zugewieſen ſind.

Die erſten Meldungen der Lieferanten ſind zu Donnerstag,
den 24. Juni, und die erſten Abrufsanzeigen der Empfangsſtellen
zu Mittwoch, den 23. Juni, einzuſenden.

8. Die Lieferanten und Empfänger haben ſich, nachdem ſie
von einer Lieferung benachrichtigt ſind, alsbald wegen Abnahme
der Kartoffeln untereinander in Verbindung zu ſetzen und haben
illes weitere unter ſich zu erledigen, insbeſondere die Art der
Verladung (ob geſackt oder ungeſackt) und Beförderung, die Feſt

Mengen
ſetzung der näheren Verladeadreſſe und die Unterverteilung der

9. Die Händler haben den Erzeuger alsbald nach Lieferung
der Kartoffeln Lieferſcheine auszuhändigen, aus denen die ge-
lieferte Menge und der Tag der Lieferung erſichtlich iſt.

10. Die Lieferanten haben zur Verladung der Kartoffeln le-
diglich die ihnen von der Provinzialkartoffelſtelle überſandten
Frachtbriefformulare zu verwenden, und zwar für jeden ggon
einen Frachtbrief. Die Frachtbriefe ſind nach der Reihenfolge
ihrer Nummern zu verwenden.

11. Die Lieferanten haben bei der Verladung der Kartoffeln
der Güterabfertigungsſtelle unter Vorlage der Ausvweiskarte
gleichzeitig mit dem Frachtbrief eine Verladekarte nach vorge-
ſchriebenem Muſter ausgefüllt und frankiert auszuhändigen. Die
Verladekarten ſind ebenſo wie die Frachtbriefe nach der Reihen-
folge ihrer Nummern zu verwenden. Die Nummer der Verlade-
karte muß mit der Nummer des Frachtbriefes der Sendung über-
einſtimmen.

12. Die Lieferanten haben nach jeder Lieferungswoche bis
zum folgenden Mittwoch dem Kreisausſchuß, aus deſſen Kreis die
Kartoffeln geliefert ſind, zu melden, welche Mengen Kartoffeln
den einzelnen Empfangsſtellen in der vorigen Woche geliefert
find und welche Mengen aus den einzelnen Kreiſen der Provinz
und innerhalb der Kreiſe aus den einzelnen Gemeinden und
Gutsbezirken ahbgerollt ſind. Für jeden Kreis iſt eine beſondere
Meldung zu erſtatten.

Die Empfangsſtellen teilen gleichfalls nach jeder Lieferungs
woche his zum folgenden Mittwoch der Provinzialkartoffelſtelle
gleichzeitig mit dem Abruf der für die nächſte Woche benötigten
Menge nach dem vorgeſchriebenen Muſter mit, welche Mengen
Kartoffeln ſie in der vorigen Woche aus der Provinz Sachſen
geliefert erhalten haben. Bei Unterlaſſung dieſer Mitteilung
kann auf ordnungsmäßige Erledigung des Abrufs nicht gerenet
werden.

13. Die Abrechnung geſchieht im Kontokorrentverkehr durch
die Mitteldeutſche Privathank in Magdehurg. Dieſe zahlt den
Lieferanten gegen bahnſeitig abgeſtempelten Duplikatfrachtbrief
und gegen Vorlegung einer die Sendung betreffenden Rechnung
den vollen Gegenwert ihrer Rechnung. Die Nummer des Du-
plikatfrachtbriefes muß mit der Nummer des Frachtbriefes der
Sendung übereinſtimmen. Die Bankſpeſen haben die Empfänger
e den, die Auslagen der Vank dieienigen, die ſie veranlaßt

en.
14. Jm übrigen finden die Bedingungen der Reichskartoffel-

ſtelle für Speiſekartoffeln vom 3. September 1919 ſinngemäße An-
wendung.

15. Streitigkeiten ſind bis 15. Oktober 1920 der Provinzial-
kartoffelſtelle anzuzeigen. Für Forderungen aus Streitfällen, die
der Provinzialkartoffelſtelle erft nach dem 15. Oktober 1920 an-
gezeigt werden, haftet die von den Händlern geſtellte Kaution
nicht. Der Vorſitzende wird gegebenenfalls auf einen Vergleich
hinwirken. Kommt ein ſolcher nicht zuſtande, ſo entſcheidet unter
Ausſchluß des ordentlichen Rechtsweges ein Schiedsgericht nach
den Beſtimmungen der 88 1025 ff. der Zivilprozeßordnung. Das
Schiedsgericht tritt am Sitze der Provinzialkartoffelſtelle zuſam
men. Jede Partei ernennt einen Schiedsrichter; die Schieds-
richter wählen einen Obmann. Geht die Nachricht über Ernen
nung eines Schiedsrichters der Gegenpartei nicht binnen 14 Tagen
nach Aufforderung zu, ſo ernennt der Vorſitzende der Provinzial
kartoffelſtelle den Schiedsrichter. Wenn ſich die n er über
den Obmann nicht einigen, wird dieſer von dem Vorſitzenden der
Provinzialkartoffelſtelle beſtimmt.

16. Etwaige Abänderungen der vorſtehenden Vorſchriften
bleiben vorbehalten. t

MRehende Vorſchriften werden hiermit zur Kenntnis ge

Halle, den 23. Juni 1920. Der Magiſtrat,

Lebensmittel-Kalender.
Städtiſcher Verkauf von Fleiſch- und Wurſtkonſerven und Reß

goulaſch in der Talamtſchule am Dienstag, den 29. Juni. Zuge,
laſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
mit den Nummern 18 001 bis 27 500 vormittags von 8 bis 12 Uhr
und die Jnhaber der Nummern 27 501 bis 37 000 nachmittags von
2 bis 6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines kann a
Haushalte mit einer Perſon eine Kilodoſe Fleiſch und Wurſt
konſerven, an Haushalte mit zwei Perſonen eine 1 Kilodoſe Roß
goulaſch und an Haushalte mit drei Perſonen eine Kilodoſe
Fleiſch- und Wurſtkonſerven und eine 1 Kilodoſe Roßgoulaſch uſw
abgegeben werden. Der Verkaufspreis für eine 24 Kilodoſt
Fleiſch und t beträgt 5 Mk. und für eine 1 Kilo-
doſe Roßgoulaſch 11 Die Roßfleiſchkonſerven ſind auf den
ſtädtiſchen Schlachthofe und unter ſtädtiſcher Aufſicht hergeſtelll
worden. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Stödtiſcher Verkauf von Bratfett (kein e in der
Talamtſchule am Dienstag, den 29. Juni. Zugelaſſen zum Ein
kauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Num-
mern 72 501 bis 78 500 vormittags von 8 bis 12 Uhr und die In
haber der Nummern 78 501 bis 84 500 nachmittags von 2 bis
Uhr. Es kann an jede Perſon eines Haushaltes Pfund zu
Preiſe von 9 Mk. für das halbe Pfund abgegeben werden. Der
alte mittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt bereitzu

ten.

Srödtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Diens-
tag den 29. Juni. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhabet
der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 30 001 bis 32 500 vor.
mittags von 8 bis 12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 32 501
bis 33 500 nachmittags von 2 bis 6 Uhr. Es können an jede
Perſon eines Haushaltes 70 Gramm zum Preiſe von 60 Pfg. ab
gegeben werden. Der Lebensmittelſchain iſt vorzulegen. Abge
sähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Städtiſcher Verkauf von Trockenei (4. Sonderverteilung) i
der Talamtſchule am Dienstag, den 29. Juni. Zugelaſſen zun
Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den
Nummern 72 501 bis 78 500 vormittags von 8 bis 12 Uhr und die
Jnhaber der Nummern 87 501 bis 84 500 nachmittags von 2 bis
6 Uhr. Es können an jede Perſon eines Haushaltes 50 Gram
zum Preiſe von 4 Mk. abgegeben werden. 50 Gramm Trockeng
entſprechen der Güte von 5 Eiern. Der Lebensmittelſchein i
vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Städtiſcher Denn von Malzextrakt an Kinder bis zu zwölf
Jehren in der Talamtſchule am Dienstag, den 29. Juni. Zug
laſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine
mit den Nummern 18001 bis 27 500 vormittags von t bis
Uhr und die Jnhaber der Nummern 27 501 bis 87 000 nachmittae-
von 2 bis 6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines kann
an jedes Kind bis zu 12 Jahren eine Doſe zum Preiſe von 4
Mark abgegeben werden. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Salle, den 28. Juni 1920. Der Magiſtrat.
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